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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Umweltschutz

Le Conseil fédéral se positionne contre l'initiative populaire «pour une eau potable
propre et une alimentation saine» sans contre-projet direct ou indirect. L'interdiction
totale de recourir à des pesticides et d'acheter des aliments pour le bétail réduirait la
production agricole. Un nombre croissant d'exploitations sortiraient du système des
paiements directs. Elles pourraient même accroître leur production en utilisant la
marge de manœuvre que leur laisse la législation. Le Conseil fédéral envisage plutôt de
renforcer et de compléter la stratégie de mesures s'inscrivant dans la politique agricole
à partir de 2022. Il mise sur une réduction des risques provoqués par l'utilisation de
moyens auxiliaires dans l'agriculture, sans toutefois restreindre fortement la
production. Il entend diminuer la charge en bétail maximale par surface définie dans la
loi sur la protection des eaux (LEaux), de n’autoriser que des produits phytosanitaires à
faible risque environnemental pour les prestations écologiques requises et de favoriser
davantage par des paiements directs les exploitations qui ne recourent pas aux produits
phytosanitaires. De plus, la Confédération et les cantons pourront durcir la
réglementation à l'échelon régional. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 15.06.2018
DIANE PORCELLANA

Gewässerschutz

Vorstösse zu einem verstärkten Eingreifen des Bundes erfolgten auf drei Ebenen.
Bereits 1965 hatte der Kanton Neuenburg den Weg der Standesinitiative beschritten
und dabei eine Revision des Gewässerschutzgesetzes von 1955 beantragt, welche die
Gewährung niedrigverzinslicher Darlehen und höherer Subventionen sowie das Verbot
der Verwendung nicht abbaubarer Reinigungsmittel ermöglichen sollte. Im
Bundesparlament hatte sodann der Ständerat im Dezember 1965 eine Motion Clerc (lib.,
NE) (Mo. 9272) angenommen, in welcher der Bundesrat namentlich um die Förderung
der Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Gewässerschutzes ersucht und gleichfalls die
Frage einer Gesetzesrevision angeschnitten wurde. Der Nationalrat schloss sich im März
1966 diesem Begehren an und überwies zugleich ein Postulat Akeret (BGB, ZH) (Po.
9345), das eine klarere Festlegung der Verbote und Verpflichtungen, eine Verschärfung
der Aufsicht und der Strafbestimmungen, eine umfassende Planung sowie eine
Förderung der Aufklärungs- und Erziehungsmassnahmen wünschte. Von verschiedener
Seite wurde auch verlangt, dass die Bundessubventionen, deren Ausrichtung das Gesetz
nur «ausnahmsweise» zulässt, reichlicher gespendet würden, um die Belastung für
Gemeinden und Kantone nicht zu gross werden zu lassen. Weitere parlamentarische
Interventionen befürworteten eine zusätzliche Subventionierung der Bergkantone, die
Unterbreitung eines umfassenden Berichts durch den Bundesrat sowie die Bevorzugung
interkommunaler und interkantonaler Abwasserreinigungsprojekte durch den Bund.
Endlich kam es zur Lancierung einer Volksinitiative zur Revision des
Gewässerschutzartikels 24 quater der Bundesverfassung. Dieser erheblich radikalere
Vorstoss ging von neuenburgischen Fischerkreisen aus und wurde vom
Schmeizerischen Fischereiverband aufgenommen; er sah insbesondere ein direktes
Einschreiten des Bundes gegen säumige Kantone sowie kräftige Bundessubventionen
und – wie die neuenburgische Standesinitiative – niedrigverzinsliche Bundesdarlehen
vor. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.06.1965
PETER GILG

Bundesrat Tschudi zeigte sich einer Abänderung des Gewässerschutzgesetzes nicht
abgeneigt, warnte aber das Parlament vor einer umfänglicheren Revision, um nicht
durch die Eröffnung von Aussichten auf höhere Subventionen eine Verzögerung der
eingeleiteten Arbeiten zu bewirken; er verwies auf die sehr weitherzige Interpretation
des Ausdrucks «ausnahmsweise» durch die geltenden Ausführungsbestimmungen, die
auch Gemeinden mit mittlerer Finanzkraft Bundesbeiträge zukommen lässt. Für
finanzschwache Kantone sagte er eine Überprüfung der Subventionsbedingungen zu;
den gewünschten Bericht stellte er in Aussicht. An der Konferenz über Landesplanung
vom Oktober unterstrich der Chef des EDI die Rolle der Planung im Gewässerschutz.
Einerseits sprach er sich für einen einheitlichen, die ganze Schweiz umfassenden
Gewässerschutzplan aus, anderseits erklärte er eine Regelung der Überbauung des

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.09.1966
PETER GILG
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offenen Landes zur Voraussetzung für eine finanziell tragbare Durchführung; zugleich
betonte er aber, dass der Bau der erforderlichen Anlagen Sache der Gemeinden oder
ihrer Verbände sei. Das EDI beteiligte sich an der Aufgabe u. a. dadurch, dass es
Richtlinien über die Beschaffenheit abzuleitender Abwässer veröffentlichte,
gesetzliche Bestimmungen über synthetische Reinigungsmittel vorbereiten liess und
nach Konsultation der Kantonsbehörden die Ausarbeitung von Aufklärungsschriften für
die Schulen veranlasste. 3

Die Hauptverantwortung für den Gewässerschutz tragen somit weiterhin Kantone und
Gemeinden, wobei die Bildung von Gemeindeverbänden von besonderer Bedeutung ist.
Als führend erweist sich bis jetzt der Kanton Zürich, wo nicht nur der Bau von
Abwasserreinigungsanlagen am weitesten gediehen ist, sondern die Regierung auch
eine Gesetzesrevision eingeleitet hat, die noch wirksamere
Gewässerschutzmassnahmen vorsieht, namentlich die Bewilligungspflicht für alle die
Wasserreinheit gefährdenden Vorkehren, ein Interventionsrecht der Behörden
gegenüber Privaten und Gemeinden, eine Verschärfung der Strafbestimmungen sowie
zusätzliche Subventionsmöglichkeiten. Neben der behördlichen Tätigkeit sind auch
private Unternehmungen zu erwähnen, so etwa die Errichtung eines
Beobachtungsdienstes zum Schutze von Wasser und Luft, der in der Nordwestschweiz
ein Netz von rund 80 Beobachtungsstationen unterhält und die Behörden über
auftretende Verunreinigungen informiert, oder die Gründung eines Interkantonalen
Vereins Bodensee-Uferreinigung, der sich um die Reinhaltung des Ufergeländes
bemüht. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.09.1966
PETER GILG

Der von Bundesrat Tschudi 1966 in Aussicht gestellte Bericht über den Stand des
Gewässerschutzes in der Schweiz wurde bis Jahresende noch nicht vorgelegt, und auch
die angekündigte Teilrevision des Gewässerschutzgesetzes von 1955 gedieh nicht über
das verwaltungsinterne Stadium hinaus. Auf eine Kleine Anfrage von Nationalrat Borel
(soz., GE) hin sprach sich der Bundesrat für den Erlass einer besonderen Verordnung
über die Abbaubarkeit von Reinigungsmitteln aus, betonte aber dabei, dass dies zuvor
eine Ergänzung des Gewässerschutzgesetzes erfordere. Gegenüber einer Kritik an der
Gerichtspraxis in Fragen des Gewässerschutzes stellte Bundesrat Tschudi immerhin
eine gewisse Verschärfung fest. Als besondere Gefahrenquelle für die Reinheit des
Wassers erwiesen sich mehr und mehr eingebaute oder fahrende Öltanks; das
eindrücklichste Beispiel dafür war der Ausfluss von über 1 Mio. l Öl aus einem Lager in
Châteauneuf bei Sitten am 3. November. Einzelne Kantone haben zur Bekämpfung
dieser Gefahren bereits besondere Ölwehren geschaffen; in verschiedenen
Departementen der Bundesverwaltung wurden entsprechende Vorschriften
ausgearbeitet. Am Ende des Jahres standen in der ganzen Schweiz 241
Abwasserreinigungsanlagen im Betrieb, an die 36.3 Prozent der Bevölkerung
angeschlossen waren (Ende 1966: 208 Anlagen für 27.1%); 65 Anlagen für weitere 11.5
Prozent der Bevölkerung befanden sich im Bau (1966: 57 Anlagen für 17.8%). Die Spitze
unter den Kantonen hielt Genf (mit betriebenen Anlagen für 98.1% der Bevölkerung), in
geringem Abstand folgte Zürich (91.0%); in Glarus, Baselstadt und Appenzell
Innerrhoden war noch keine Anlage fertiggestellt. Auf kantonaler Ebene wurden neue
gesetzliche Regelungen in Zürich und Baselland rechtskräftig. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.12.1967
PETER GILG

Die Sorge um die Erhaltung von natürlichen Lebensgrundlagen wie Landschaft, Wasser,
Luft und Ruhe kam nicht nur in oppositionellen Reaktionen gegen den Bau oder Betrieb
von Kraftwerken, Raffinerien und Flugplätzen, sondern auch weiterhin in Bestrebungen
zum Ausdruck, die auf die Einführung allgemeiner Regelungen hinzielten. Im
Vordergrund standen dabei die Bemühungen um den Gewässerschutz. Die in den
Jahren 1965 und 1966 in Fischerkreisen vorbereitete Volksinitiative für eine Revision
des Art. 24 quater der Bundesverfassung trat im Februar ins Stadium der
Unterschriftensammlung. Sie sah einerseits die Förderung von
Gewässerschutzmassnahmen durch niedrigverzinsliche Darlehen, höhere Subventionen
und Unterstützung der Forschung vor, anderseits auch gesetzliche Bestimmungen über
Herstellung und Verwendung von gewässerschädigenden Produkten sowie die
Ersatzvornahme und finanzielle Sanktionen gegen säumige Kantone. Der Schweizerische
Bund für Naturschutz nahm zugunsten der Initiative Stellung. Die Schweizerische
Vereinigung für Gewässerschutz und Lufthygiene distanzierte sich dagegen von ihr, da
sie die Verwirklichung der dringendsten Postulate von einer in Vorbereitung stehenden
Revision der eidgenössischen Gesetzgebung erwartete; den Weg über eine

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 15.12.1967
PETER GILG
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Verfassungsrevision wertete sie als Zeitverlust. Auch Unternehmer- und Gewerbekreise
wandten sich gegen die Initiative, indem sie eine stärkere Belastung des Bundes
ablehnten und dafür die These vertraten, dass die Urheber der Gewässerverschmutzung
zur Finanzierung der Reinigungsanlagen herangezogen werden sollten. Das
Volksbegehren wurde im Oktober mit mehr als 100'000 Unterschriften eingereicht; von
diesen wurden freilich nur 67'419 als gültig anerkannt, da auf den französischen
Unterschriftenbogen der Vermerk fehlte, dass der französische Text massgebend sei.
Somit wurde die aus der welschen Schweiz stammende Initiative formatrechtlich fast
nur von nichtfranzösischsprachigen Unterzeichnern getragen. Diese rekrutierten sich
zum grössten Teil aus den Kantonen Bern, Zürich, Baselstadt und St. Gallen. 6

Die Vorbereitungen für die wiederholt geforderte und von den Behörden angekündigte
Revision der eidgenössischen Rechtsgrundlagen für den Gewässerschutz traten gegen
Ende des Jahres in ein konkreteres Stadium. Die 1967 vom EDI eingesetzte
Expertenkommission legte Ende August einen Entwurf für ein neues Gesetz vor, der
im Dezember den Kantonen und Interessentengruppen zur Vernehmlassung
unterbreitet wurde. Er verschärfte einerseits die Pflichten der Kantone, Gemeinden
und Privaten sowie die Ahndung von Verstössen und Versäumnissen; anderseits
verstärkte er die Bundeshilfe an den Bau der erforderlichen Anlagen. Während das
bisherige Gesetz die Durchführung ganz den Kantonen überlassen hatte, sah der neue
Vorschlag eine Befugnis des Bundes zu direktem Eingreifen in Notfällen vor; auch wurde
die Möglichkeit geschaffen, die Ausrichtung von Subventionen von der Einordnung der
Massnahmen in eine zweckmässige Planung abhängig zu machen. Der Entwurf erklärte
im weiteren den Bundesrat für befugt, über die Zusammensetzung von
Reinigungsmitteln zu bestimmen, machte ausreichende Vorkehren für die Behandlung
der Abwässer zur Bedingung für die Bewilligung von Neubauten, verpflichtete die
Kantone zur Einsetzung besonderer Amtsstellen und Organe für den Gewässerschutz
und bezog auch Kehrichtbeseitigungsanlagen in die Subventionierung ein. Da der
Bundesrat zu der 1967 eingereichten Verfassungsinitiative erst im Zusammenhang mit
einem definitiven Entwurf für ein neues Ausführungsgesetz Stellung nehmen wollte,
ersuchte er im Herbst die eidgenössischen Räte, die Frist für die Behandlung des
Volksbegehrens um ein Jahr bis Oktober 1971 zu verlängern, was oppositionslos bewilligt
wurde (BRG 10389). 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.12.1969
PETER GILG

La procédure de consultation sur l'avant-projet d'une nouvelle loi concernant la
protection des eaux a permis à des groupements récemment fondés de prendre
également une position favorable. Le Conseil fédéral a pu de la sorte, en août déjà,
présenter à l'Assemblée fédérale le travail de la commission d'experts sans qu'il fût
nécessaire d'y apporter d'importantes modifications. La présentation de ce travail était
accompagnée, d'un rapport sur l'initiative populaire de 1967. En plus des amendements
absolument nécessaires, la nouvelle loi sur la protection des eaux augmente les
compétences fédérales et cantonales, en même temps qu'elle étend et précise les
modalités de subventionnement. A la session d'automne du Conseil national, la
protection des eaux a fait l'objet de diverses interventions. En mars déjà, le DFTCE avait
nommé une commission fédérale chargée d'élaborer l'avant-projet d'un article
constitutionnel sur l'économie hydraulique. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.08.1970
PAUL EHINGER

Bedeutsam war die Verabschiedung der vom Bundesrat 1970 vorgeschlagenen
Totalrevision des Gewässerschutzgesetzes durch das Parlament. Gegenüber den zu
wenig wirksamen Bestimmungen des früheren Gesetzes wurde eine wesentliche
Verschärfung erzielt. Jedermann ist nun verpflichtet, alle Sorgfalt anzuwenden, um
Gewässerverunreinigungen zu vermeiden. Es sind scharfe Strafen vorgesehen. Den
Kantonen wird eine zehnjährige Frist auferlegt, um alle Einleitungen und
Versickerungen den Erfordernissen des Gewässerschutzes anzupassen. Der Bund
beaufsichtigt und koordiniert die Massnahmen. Er kann auf Kosten von säumigen
Kantonen, Gemeinden oder anderen Pflichtigen selbst Massnahmen treffen. Dafür
werden die Bundessubventionen erhöht. Sie betragen mindestens 15 Prozent und
höchstens 50 Prozent für Abwasseranlagen und 40 Prozent für
Abfallbeseitigungsanlagen und andere Gewässerschutzmassnahmen (z. B.
Algenmähmaschinen). Ein weiterer Zuschlag von 5 Prozent sowie Sonderbeiträge für
schwerbelastete Gemeinden sind möglich. Ausserhalb der in generellen
Kanalisationsprojekten abgegrenzten Gebiete dürfen nur noch ausnahmsweise
Baubewilligungen erteilt werden. Damit soll auch von der Gewässerschutzgesetzgebung

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.10.1971
ULRICH KLÖTI
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her der Zersiedelung ein Riegel geschoben werden. Der Bundesrat kann im weitern
Herstellung, Einfuhr und Inverkehrbringen von Stoffen verbieten, die nachteilige
Auswirkungen auf die Gewässer haben. Man denkt dabei an Phosphate und Kunststoffe.
Der Bau von Tankanlagen wird bewilligungspflichtig, ihre Überwachung verschärft. Die
Kantone haben schliesslich um bestehende Grundwasserfassungen herum Schutzzonen
anzulegen und zudem Areale festzulegen, in denen keine Arbeiten ausgeführt werden
dürfen, welche künftige Wasseranlagen beeinträchtigen könnten. Alle diese
verschärfenden Bestimmungen, die im wesentlichen schon auf einen 1969 vorgelegten
Vorentwurf zurückgingen und die häufig technisch komplexe Einzelheiten einschlossen,
gaben in den eidgenössischen Räten zu langwierigen Detailberatungen Anlass. In der
Kommission des Nationalrates wurden zum Beispiel nicht weniger als 120
Abänderungsanträge gestellt. Am heftigsten umstritten war die Frage der Haftpflicht.
Der Bundesrat hatte eine umfassende Kausalhaftung vorgesehen. Der Ständerat schloss
sich dieser Lösung in der ersten Lesung im Frühjahr an. Der Nationalrat schränkte im
Juni die Kausalhaftung auf Betriebe ein, verschärfte sie aber insofern, als er einem
Betrieb, der als Verursacher einer Verschmutzung vermutet wird, die Leistung des
Entlastungsbeweises auferlegte. Der Ständerat kehrte schliesslich im Herbst wieder zur
ursprünglichen strengen Fassung des für jedermann geltenden Verursacherprinzips
zurück, wobei er die Umkehrung der Beweislast beibehielt. Die scharfen Bestimmungen
des neuen Gewässerschutzgesetzes erlaubten es, die Standesinitiative des Kantons
Neuenburg abzuschreiben. Die Volksinitiative für den Schutz der Gewässer, die von den
Räten zur Ablehnung empfohlen worden war, wurde erst nach einigem Zögern
zurückgezogen. 9

Das 1971 von den Räten verabschiedete neue Gewässerschutzgesetz trat auf den 1. Juli
in Kraft. Ergänzende Verordnungen setzten insbesondere den Kantonen Fristen für die
Ausarbeitung von Sanierungsplänen sowie für die Ausscheidung der Schutzzonen und
verboten die Verwendung von nicht biologisch abbaubaren Wasch- und
Reinigungsmitteln. Als beratendes und koordinierendes Organ bestellte der Bundesrat
eine Eidg. Gewässerschutzkommission. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.06.1972
PETER GILG

Gegen die verschärften eidgenössischen Gewässerschutzbestimmungen machte sich
eine Bewegung aus dem Berggebiet geltend. Es wurde vor allem daran Anstoss
genommen, dass die 1972 in Kraft getretenen Erlasse in weiten ländlichen Gebieten, für
die keine Abwasserkanalisation vorgesehen ist, Neu- und Umbauten nur in dringlichen
Fällen gestatten; im Interesse der wirtschaftlichen Entwicklung der Berg- und
Hügelregion strebten mehrere parlamentarische Vorstösse eine Lockerung der neuen
Ordnung an. Der Bundesrat lehnte eine Rückwärtsrevision des Gewässerschutzgesetzes
ab, erklärte sich aber zu einer elastischeren Gestaltung der Vollzugsverordnung bereit. 11

MOTION
DATUM: 12.12.1973
PETER GILG

Im Gewässerschutz verursachte die ungünstige Finanzlage des Bundes ernsthafte
Vollzugsschwierigkeiten. Durch das 1972 in Kraft getretene neue Gesetz, das die
Kantone zur Verwirklichung der geforderten Massnahmen innert zehn Jahren
verpflichtet und die Bundessubventionen erhöht hatte, war die Erstellung von
Abwasserreinigungsanlagen beschleunigt worden. Die Bestimmung, dass Bauten ohne
Kanalisationsanschluss nur in Ausnahmefällen errichtet werden dürfen, drängte manche
Gemeinde, die ihre Weiterentwicklung sichern wollte, noch zu besonderer Eile. Nun
erklärte man von seiten des Bundes, dass es unmöglich sei, allen eingereichten
Beitragsgesuchen fristgerecht zu entsprechen, und dass bis 1982 nur die wichtigen
Verunreinigungsquellen behoben werden könnten. In den Kantonen und Gemeinden,
denen die Mittel zur Finanzierung der in Angriff genommenen Projekte fehlten,
entstand darauf erhebliche Unruhe. Diese kam in verschiedenen Protesten und
Eingaben sowie in parlamentarischen Vorstössen zum Ausdruck. Die Einführung einer
Sonderabgabe für den Gewässerschutz, die ein Postulat Akeret (svp, ZH) anregte, liess
der Bundesrat prüfen; die Bereitstellung zusätzlicher Mittel aus dem allgemeinen
Haushalt lehnte er jedoch ab. Anderseits kam er den Bedürfnissen der Berg- und
Hügelregion nach einer weniger strengen Regelung für Baubewilligungen ausserhalb des
Kanalisationsgebiets entgegen, indem er durch eine Änderung der Vollzugsverordnung
eine flexiblere Praxis ermöglichte. 12

POSTULAT
DATUM: 09.12.1974
ERNST FRISCHKNECHT
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Auch im Bereich des Gewässerschutzes wurde ein neues Volksbegehren lanciert. Die
«Initiative zur Rettung unserer Gewässer» betrifft den Schutz der Flüsse und ihrer
Uferbereiche. Mit einem detaillierten Verfassungstext will das Initiativkomitee, welches
von alt Nationalrat E. Akeret (svp, ZH) präsidiert wird, bauliche Beeinträchtigungen nur
noch zulassen, wenn übergeordnete Interessen dies zwingend erfordern. Rein
wirtschaftliche Vorteile wären dem Schutzziel unterzuordnen. Getragen wird das neue
Volksbegehren vom Schweizerischen Fischereiverband sowie von acht Umwelt- und
Naturschutzorganisationen. Das Echo in den Medien war wohlwollend. So vorteilhaft
sich die Bilanz der letzten Jahre beim qualitativen Schutz der Flüsse präsentiere,
sowenig erfreulich sei die Lage aus umfassender Perspektive. Einzig aus föderalistischer
Sicht wurde angemerkt, bei Annahme des Verfassungsartikels würden die Kantone ihre
Wasserhoheit weitgehend verlieren. Noch vor Jahresende konnte das Initiativkomitee
jedoch bekanntgeben, die nötige Unterschriftenzahl für das Volksbegehren sei bereits
gesammelt worden. 13

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 17.05.1983
CLAUDE LONGCHAMP

Die 1983 lancierte «Initiative zur Rettung unserer Gewässer» wurde mit 176'484
Unterschriften eingereicht. Sie verlangt im wesentlichen, Gewässer samt ihren
Uferbereichen vor weiteren wirtschaftlich motivierten Eingriffen zu bewahren und die
Sanierung belasteter Flüsse und Seen zu beschleunigen. Politisch wird das
Volksbegehren zu einer Orientierungsgrösse für die vom Bundesrat beschlossene
Gesetzesrevision im Bereich des Gewässerschutzes werden. Die Landesregierung
beabsichtigt damit unter anderem einen «differenzierten Gewässerschutz»
einzuführen, wonach auf Bundesebene Minimalvorschriften erlassen würden, die von
den Kantonen nach eigenem Ermessen strenger gestaltet werden könnten. So überlässt
der Vorentwurf bei der Restwassermenge, welche den Grad der wirtschaftlichen
Nutzung von Fliessgewässern regelt, einen Interpretationsspielraum, der im Einzelfall
einen besseren Schutz der Gewässer erlaubt. Im Sinne einer Aufgabenneuverteilung
zwischen Bund und Kantonen sieht der Vorentwurf für ein neues Gewässerschutzgesetz
ferner vor, die Subventionen des Bundes zu reduzieren; bei der Kostendeckung sollte
schliesslich das Verursacherprinzip vermehrt berücksichtigt werden. 14

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 11.12.1984
CLAUDE LONGCHAMP

Die Vernehmlassung zur Revision des Gewässerschutzgesetzes (GSchG) wurde
abgeschlossen. Betreffend den qualitativen Gewässerschutz (Massnahmen gegen die
Gewässerverschmutzung) fand der Gesetzesentwurf weitgehend Zustimmung. Die
Umweltschutzorganisationen sowie CVP, SP und SGB verlangten allerdings
weitergehende Vorschriften, insbesondere bezüglich Nitratgehalt, Klärschlamm und
Landwirtschaft. Kritisiert wurde auch der Verzicht auf Lenkungsabgaben für industrielle
und gewerbliche Abwässer. Beim quantitativen Gewässerschutz, der die Nutzung der
Gewässer sowie Eingriffe in Wasserläufe und Uferbereiche regelt, erwuchs dem
Kernstück der GSG Revision, der Regelung der Restwassermenge, starke Opposition:
Während die politischen Parteien die vorgeschlagenen Restwassermengen als nicht zu
unterschreitendes Minimum bezeichneten, kritisierte die Energiewirtschaft diese als zu
starr; mit dem Hinweis auf Produktionsverluste und die Verteuerung der
Hydroelektrizität lehnte sie die Vorlage als zu einseitig ökologisch ausgerichtet ab. Die
betroffenen Kantone, welche sich in ihrer Gewässerhoheit bedroht sahen, machten
geltend, dass die Bestimmungen über das Restwasser und über Konzessionserteilungen
zur Wasserkraftnutzung für sie starke finanzielle Einbussen brächten. Eine Lösung
dieses Problems strebte die von Umweltschutzkreisen vorgeschlagene Schaffung eines
Gewässerfonds an, der nach dem Verursacherprinzip von der Elektrizitätswirtschaft zu
speisen wäre und die nötigen Abgeltungen für die betroffenen Gemeinden zu erbringen
hätte. Im übrigen lehnten die Umweltschutzorganisationen und namentlich die
Initianten der «Initiative zur Rettung unserer Gewässer» das revidierte GSG in der
vorgeschlagenen Form entschieden ab. Die Restwassermengen seien ungenügend
festgelegt und sogar niedriger, als sie nach dem Fischereigesetz von 1973 durchgesetzt
werden könnten. Zudem biete die Vorlage zuwenig Handhabe, die bereits
beeinträchtigten Gewässer zu sanieren, und sei nicht geeignet, die Zerstörung der
letzten natürlichen Gewässer wirksam zu bekämpfen. Angesichts des wieder
gestiegenen Interesses der Energiewirtschaft an hydroelektrischen Projekten
befürchteten Umweltschutzkreise einen verstärkten Druck zum Ausbau der
Wasserkraftnutzung; dies um so mehr, als bei der Revision des Wasserrechtsgesetzes
die Erhöhung des Wasserzinses beschlossen worden war. Um eine Denkpause bis zur
Regelung der Frage des Naturschutzes im revidierten GSG zu ermöglichen, verlangte
Nationalrat Loretan (fdp, AG) daher einen Konzessionsstopp durch dringlichen
Bundesbeschluss; die Motion wurde in Form eines Postulates überwiesen. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.10.1985
KATRIN HOLENSTEIN
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Der Bundesrat nahm Kenntnis vom Ergebnis der Vernehmlassung zur Revision des
Gewässerschutzgesetzes (GSG) und beauftragte das EDI mit der Ausarbeitung einer
bereinigten Vorlage. Gegenüber dem Vorentwurf sind darin einerseits flexiblere
Restwasservorschriften, andererseits jedoch strengere Auflagen für den
Gewässerschutz in der Landwirtschaft vorgesehen. Da das revidierte GSG frühestens
1989 in Kraft tritt, hielt es die Landesregierung für angezeigt, durch einen vorgezogenen
Bundesbeschluss die Sicherung angemessener Restwassermengen zu gewährleisten.
Damit trug sie einem Vorstoss von Nationalrat W. Loretan (fdp, AG) Rechnung, der ein
Unterlaufen der künftigen Restwasserregelung durch eine forcierte Verwirklichung von
Wasserkraftprojekten verhindern wollte. Obwohl der Beschlussentwurf in der
Vernehmlassung geteilte Aufnahme fand – die Mehrheit der Kantone sowie die
Elektrizitätswirtschaft lehnten die Vorlage ab, während namentlich die Natur- und
Umweltschutzorganisationen den Beschluss unterstützten – hielt der Bundesrat an der
vorgeschlagenen Übergangslösung fest und beauftragte das EVED, zuhanden der
eidgenössischen Räte eine entsprechende Botschaft auszuarbeiten. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1986
KATRIN HOLENSTEIN

Der Bundesrat beschloss, die Volksinitiative «zur Rettung unserer Gewässer», die einen
strengen Schutz der natürlichen und naturnahen Gewässer verlangt, Volk und Ständen
zur Ablehnung zu beantragen. Zwar beurteilte er die Zielrichtung des Begehrens
grundsätzlich als richtig. Mit ihrer konsequenten und finanziell weitreichenden
Ausrichtung auf den Gewässerschutz berücksichtige die Initiative jedoch andere
wichtige Interessen, insbesondere dasjenige der Wassernutzung, zu wenig und stehe
teilweise auch im Widerspruch zur bereits bestehenden Verfassungsgrundlage. Als
indirekten Gegenvorschlag legte er die Botschaft zur Revision des
Gewässerschutzgesetzes (GSchG) vor. Damit soll einem erweiterten Schutzgedanken
Rechnung getragen, aber auch eine umfassende Abwägung aller an Gewässern
bestehenden Interessen gewährleistet werden. Ein Schwerpunkt der Gesetzesvorlage
bildet die Regelung der Restwasserfrag durch ein zweistufiges Verfahren: Der Bund legt
für neue oder zu erneuernde Wasserkraftwerke Mindestrestwassermengen fest, die
generell knapp gehalten sind und grundsätzlich nicht unterschritten werden dürfen.
Den Kantonen obliegt es, mit erhöhten Mindestmengen die verschiedenen
Schutzinteressen im Einzelfall zu berücksichtigen. Totale Nutzungen sind nicht mehr
möglich. Mit Ausnahme der Bestimmungen über die Sicherung angemessener
Restwassermengen legt das revidierte GSchG im quantitativen Gewässerschutz, der
auch Eingriffe in Wasserläufe und Uferbereiche regelt, lediglich Grundsätze fest, die
den Kantonen eine eigene Rechtsetzungsbefugnis belassen. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.07.1987
KATRIN HOLENSTEIN

Betreffend den qualitativen Schutz der Gewässer vor Verunreinigungen übernimmt die
Gesetzesvorlage weitgehend die Bestimmungen des geltenden Rechts. Ergänzt werden
sie im Bereich des Gewässerschutzes in der Landwirtschaft durch Vorschriften über
Bodenbewirtschaftung und Verwertung von Hofdünger sowie durch die Möglichkeit,
landwirtschaftliche Haushalte unter bestimmten Bedingungen von der
Kanalisationsanschlusspflichtzu befreien. Mit Blick auf die Chemiekatastrophe von
Schweizerhalle sollen ferner feste Stoffe, die in Verbindung mit Wasser die Gewässer
verunreinigen können, den wassergefährdenden Flüssigkeiten gleichgestellt werden.
Um die Qualitätsziele im Gewässerschutz zu erreichen, will der Revisionsentwurf die
Kantone verpflichten, wenn nötig ergänzende Massnahmen zu treffen. Mit den
vorgeschlagenen Subventionsbestimmungen ist im übrigen ein Abbau der
Bundesleistungen um durchschnittlich rund CHF 50 Mio. pro Jahr vorgesehen. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.07.1987
KATRIN HOLENSTEIN

Um zu verhindern, dass noch kurz vor dem Inkrafttreten des revidierten GSG eine
grössere Anzahl Wasserkraftwerke ohne genügende Restwasserauflagen konzessioniert
und auf diese Weise die vorgesehene Restwasserregelung unterlaufen werden könnte,
beantragte der Bundesrat eine Übergangsregelung und legte im Februar die Botschaft
zu einem Bundesbeschluss über den Vorbehalt künftiger Restwassermengen vor. Die
in der Vernehmlassung geäusserte deutliche Ablehnung einer solchen vorsorglichen
Regelung durch die Mehrheit der Kantone (darunter alle Bergkantone) wurde im
Ständerat dadurch bestätigt, dass er mit grossem Mehr Nichteintreten auf die Vorlage
beschloss. Demgegenüber sprach sich der Nationalrat unter Namensaufruf klar für eine
provisorische Verfügung in der Restwasserfrage aus und stimmte einer inhaltlich
modifizierten und zeitlich auf sechs Jahre befristeten Kompromisslösung mit 106 gegen
16 Stimmen zu. Doch die Vorlage scheiterte, da die kleine Kammer – auch in ihrer
personell stark erneuerten Zusammensetzung – daran festhielt, ein Vorbehalt künftiger

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 30.09.1987
KATRIN HOLENSTEIN
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Restwassermengen präjudiziere auf unstatthafte Weise die ordentliche Gesetzgebung,
und sich erneut für Nichteintreten entschied. 19

Die Revision des Gewässerschutzgesetzes (GSchG) wurde von der Ständekammer als
Erstrat mit 20 zu 3 Stimmen bei etlichen Enthaltungen verabschiedet. Umstritten war
vor allem das Kernstück der Revision, die Regelung der Restwasserfrage. Dabei prallten
die Interessen des Landschafts- und Gewässerschutzes auf der einen Seite sowie die
Nutzungsinteressen der Berggebiete und der Elektrizitätswirtschaft auf der andern
Seite hart aufeinander. Ein Antrag der Vertreter der Bergkantone, die
Mindestvorschriften des Bundes fallenzulassen und die Regelung der mengenmässigen
Nutzungsbeschränkung an die Kantone zu delegieren, scheiterte, und der Ständerat
stimmte schliesslich dem bundesrätlichen Konzept zu. Danach legt der Bund im
zweistufig angelegten Verfahren nur Mindestwassermengen als Existenzminimum für
Fauna und Flora fest, während die Kantone zur Sicherung angemessener
Restwassermengen diese Quoten nach Möglichkeit erhöhen und die verschiedenen
Schutzinteressen im Einzelfall berücksichtigen. Allerdings gelang es den Vertretern der
Bergkantone und der Elektrizitätswirtschaft, die Restwasser-Mindestvorschriften mit
einer grosszügigen Regelung der Ausnahmen beträchtlich abzuschwächen und sie auf
blosse Richtlinien zu reduzieren. Zwei Modelle für Ausgleichszahlungen beim
freiwilligen Verzicht eines Gemeinwesens auf die Nutzung der Wasserkraft im Interesse
des Umweltschutzes (Landschaftsrappen) stiessen in allen politischen Lagern
grundsätzlich auf Verständnis und Sympathie. Die Ständekammer lehnte es jedoch ab,
diese Frage bereits im Rahmen der GSchG-Revision zu regeln. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.02.1988
KATRIN HOLENSTEIN

Betreffend den qualitativen Gewässerschutz folgte der Ständerat bei der Beratung
über die GSchG-Revision weitgehend den Vorschlägen des Bundesrates und stimmte
insbesondere den Vorschriften zur Verhinderung der Gewässerverschmutzung durch
die Landwirtschaft zu. Kaum bestritten war die Regelung, dass künftig nur noch drei
Düngergrossvieheinheiten (DGVE) pro Hektare landwirtschaftlicher Nutzfläche gehalten
werden dürfen. Aus energie- und umweltschutzpolitischen Überlegungen lehnte der
Rat die technische Aufbereitung der Jauche zu Handelsdünger ab, die vor allem von den
Schweinehaltern als Alternative zur Reduktion des Tierbestandes verlangt worden war.
Ferner wurden Landwirtschaftsbetriebe unter bestimmten Bedingungen von der ARA-
Anschlusspflicht befreit. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.10.1988
KATRIN HOLENSTEIN

In Übereinstimmung mit dem Bundesrat empfahl der Ständerat als erste Kammer die
Volksinitiative «zur Rettung unserer Gewässer» Volk und Ständen zur Ablehnung.
Befürwortet wurde sie einzig von den SP-Abgeordneten. Das Begehren verlangt einen
umfassenden Schutz der natürlichen und naturnahen Gewässer samt ihrem Uferbereich
und insbesondere eine für Tiere und Pflanzen ausreichende Wasserführung bei
Wasserkraftnutzungen. Beide Räte verlängerten die Frist zur Behandlung der Initiative
um ein Jahr, damit vorgängig die Revision des Gewässerschutzgesetzes beraten und der
Initiative als indirekter Gegenvorschlag gegenübergestellt werden kann. Im Nationalrat
wurde dies als Verzögerungs- und Verschleppungstaktik bei der Regelung
angemessener Restwassermengen gerügt. 22

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 07.10.1988
KATRIN HOLENSTEIN

En ce qui concerne les débits minimums, le Conseil national est resté sur les positions
du Conseil fédéral et du Conseil des Etats et a rejeté une proposition visant à imposer
des débits résiduels supplémentaires. Cependant, la grande chambre a adopté le projet
plus rigoureux du Conseil fédéral en matière de réglementation des exceptions. De
plus, elle a ajouté au texte, contre l'avis de sa commission, des prescriptions qui
rejoignent les propositions de l'initiative «Pour la sauvegarde de nos eaux» en assurant
une protection presque absolue des cours d'eau restés en leur état naturel. Dans le
domaine de la pollution des eaux par l'agriculture, elle a approuvé la règle de trois
unités de bétail-fumure (UGBF) à l'hectare pour l'épandage mais a ajouté, en
particulier, une proposition selon laquelle la moitié au moins de la quantité d'engrais de
ferme provenant d'une entreprise agricole doit être répandue sur la surfacé utile
exploitée. Cette mesure devrait toucher environ 13'000 exploitations. 23

ANDERES
DATUM: 22.06.1989
SERGE TERRIBILINI
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Le «centime du paysage» consiste en une compensation pour la non-réalisation
d'ouvrages hydroélectriques, eu égard au fait que les producteurs d'électricité versent
de fortes redevances aux cantons et communes pour l'utilisation des eaux dont ces
derniers détiennent les droits. Cette idée a émergé il y a une dizaine d'années dans les
Grisons au sujet des projets d'Ilanz et de la Greina dans le but de sauvegarder le
paysage ainsi que les derniers torrents sauvages des Alpes. Pour effectuer cette
compensation, diverses organisations écologistes et la Fondation suisse de la Greina
ont proposé une taxe (de 1 centime) prélevée sur chaque kilowattheure provenant de la
production hydroélectrique. Le fonds ainsi constitué servirait à l'indemnisation de
communes privées de redevances. Le «centime du paysage» fut au centre d'une longue
polémique; la question de sa constitutionnalité trouva autant d'adversaires que de
défenseurs. Finalement, la commission du Conseil national adopta le principe d'un
fonds d'indemnisation mais laissa ouvert le problème de son mode de financement. La
grande chambre se prononça, en juin, en faveur du «centime du paysage». Selon elle,
celui-ci ne devrait s'appliquer qu'aux paysages d'importance nationale en tenant
compte de la capacité financière du canton ou de la commune. Sur le financement du
fonds, elle se rangea à une proposition de compromis radicale qui reprenait l'idée
initiale d'une taxe sur chaque kilowattheure mais en l'abaissant à 0.2 centime. Cela
devrait représenter une somme de CHF 70 millions par an. 24

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.06.1989
SERGE TERRIBILINI

La révision totale de la loi sur la protection des eaux de 1971 constitue un contre-projet
indirect à l'initiative «Pour la sauvegarde de nos eaux». Cette dernière, proposant une
protection rigoureuse et intégrale des eaux encore proches de l'état naturel et le
maintien de débits minimaux suffisants a été rejetée par les deux Chambres au profit
du projet du Conseil fédéral. Le texte de la révision de la loi sur la protection des eaux
fut adopté pratiquement tel quel par le Conseil des Etats à la fin de l'année 1988. Au
Conseil national, il provoqua un important débat qui déboucha, par rapport au projet
initial, sur quelques notables modifications. Trois sujets furent au centre des
discussions: les fabriques d'animaux et la pollution des eaux par le lisier et le fumier, les
débits minimaux et le problème des indemnités pour la sauvegarde des torrents
sauvages («centime du paysage»). 25

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.10.1989
SERGE TERRIBILINI

En fin d'année, le Conseil des Etats, en deuxième lecture, a maintenu les divergences
créées par le Conseil national. Si le Conseil des Etats renonça également au «centime
du paysage», il laissa tout de même une porte ouverte en demandant au Conseil
fédéral, par le biais d'une motion déposée par sa commission, de proposer un projet
prévoyant des montants compensatoires pour les collectivités victimes d'un manque à
gagner à cause de la non-réalisation d'un ouvrage hydroélectrique. Face aux réserves
de la petite chambre, diverses organisations de protection de l'environnement ainsi
que le l'Association suisse pour la protection des petits et moyens paysans (VKMB) ont
décidé d'utiliser la menace du référendum contre la révision de la loi sur la protection
des eaux si le Conseil national devait s'aligner sur les positions de la chambre des
cantons. Gallus Cadonau, directeur de la Fondation suisse de la Greina, a averti, pour sa
part, qu'il lancerait une initiative populaire sur le thème du «centime du paysage» si
son principe ne devait finalement pas être retenu au parlement. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.12.1989
SERGE TERRIBILINI

En fin d'année, la loi sur la protection des eaux est enfin arrivée au terme de son long
processus législatif. Ce texte, devant tenir lieu de contre-projet indirect à l'initiative
«pour la sauvegarde de nos eaux», a vu, lors de la session d'hiver des Chambres et,
auparavant, pendant celle d'été, se créer un consensus autour des trois divergences
restantes. Celles-ci concernaient la pollution des eaux par le lisier, les débits minimaux
et le «centime du paysage». 
Au sujet de la pollution des eaux par l'agriculture, les normes relatives à l'épandage des
engrais de ferme sont exposées dans le chapitre concerné. A propos des débits
minimums, si l'introduction d'exceptions permettant aux cantons ou aux petites
entreprises hydro-électriques de descendre au-dessous des minima prescrits, comme
le réclamait le Conseil des Etats, fut finalement abandonnée, la grande chambre dut,
quant à elle, renoncer à l'inscription du principe de causalité dans la loi.
La divergence relative au «centime du paysage» (compensation versée à une commune
pour la non-réalisation d'un ouvrage hydro-électrique en raison de la sauvegarde de
sites naturels) a également vu l'émergence d'un consensus. En 1989, le Conseil national
avait décidé d'indemniser les communes victimes d'un manque à gagner à l'aide d'une
taxe de 0.2 centime par kWh à la charge des consommateurs, ce qui aurait pu

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.1990
SERGE TERRIBILINI
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permettre de créer un fonds d'environ CHF 70 millions par an. Le Conseil des Etats
s'était opposé à ce principe mais, par le biais d'une motion déposée par sa
commission, avait laissé une porte ouverte aux montants compensatoires. Cela se
concrétisa en fin d'année lorsque la petite chambre se prononça pour le versement
d'indemnités, puisées dans la Caisse fédérale, aux collectivités victimes d'atteintes à
l'utilisation des forces hydrauliques imputables à la protection de la nature. La grande
chambre se rangea finalement à cette version malgré sa différence dans le mode de
financement. 27

Les promoteurs de l'initiative «pour la sauvegarde de nos eaux�» ont considéré que la
révision de la loi sur la protection des eaux, à laquelle les Chambres ont mis un point
final à la fin de 1990, était, à leurs yeux, insuffisante. En conséquence, ils ont décidé de
ne pas retirer leur initiative, mais n'ont pas déposé de référendum. 28

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 07.02.1991
SERGE TERRIBILINI

Un comité référendaire s'est toutefois formé contre la révision de la loi autour de la
Communauté d'intérêt des propriétaires suisses de petites centrales hydrauliques,
ainsi que l'Association des usiniers romands et des promoteurs de micro-centrales,
pourtant proches des verts. Ces organisations reprochent principalement à la loi ses
nouvelles prescriptions en matière de débits minimaux. Ceux-ci ayant été relevés, de
nombreuses petites centrales (environ 350) voient leur activité mise en danger. Elles
ont prétendu que la nouvelle loi allait à l'encontre des intérêts écologiques réels de la
Suisse, puisque la production d'énergie hydroélectrique est l'une des méthodes de
transformation de l'énergie ayant le plus faible impact sur l'environnement. Malgré des
difficultés dans la récolte des signatures, le référendum a abouti au début du mois de
mai. 29

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.05.1991
SERGE TERRIBILINI

Le souverain a eu la tâche de se déterminer, le 17 mai, sur deux textes relatifs à la
protection des eaux, soit une initiative populaire «pour la sauvegarde de nos eaux» et
un contre-projet indirect consistant en une révision de la loi de 1971 sur la protection
des eaux. L'initiative, déposée en 1984 par des organisations de pêcheurs et de
protection de l'environnement, prescrivait notamment une protection quasi-totale des
eaux encore à l'état naturel ou proche de cet état. Elle prévoyait de limiter
drastiquement toute atteinte aux. eaux et d'assainir les cours d'eau modifiés par
l'homme. Lorsqu'un cours d'eau aurait été utilisé à des fins énergétiques, l'initiative
stipulait que des débits minimaux suffisants pour la biocénose locale devaient être
garantis. En outre, elle prévoyait la création d'un fonds d'indemnisation lorsque des
droits acquis étaient touchés et octroyait la qualité de partie à des procédures aux
organisations de pêche et de protection de la nature. Quand à la loi, elle allait dans le
sens des initiants en prescrivant des débits minimaux plus sévères que précédemment
et en instaurant un fonds d'indemnisation sur un mode quelque peu différent. De plus,
elle limitait l'épandage d'engrais de ferme. Le processus parlementaire dura plus de
deux ans, la procédure d'élimination des divergences nécessitant de nombreuses
navettes entre les Chambres. En 1991, tandis qúe les propriétaires de petites centrales
hydro-électriques lançaient un référendum contre la loi, les initiants, la considérant
comme insuffisante, décidaient de maintenir leur texte.

Prenant le contre-pied d'une campagne quelque peu manichéenne, le souverain a suivi
la position des autorités fédérales en rejetant l'initiative par deux tiers des votants (et
tous les cantons) et en acceptant la loi révisée, dans les mêmes proportions. Cette
dernière était cependant largement rejetée dans la plupart des cantons alpins, en tête
desquels se trouvait le Valais (77%). A l'autre extrême, les citoyens de Bâle-Ville, de
Genève et de Berne l'approuvaient avec des majorités allant de 73% à plus de 80%.

Initiative «pour la sauvegarde de nos eaux». Votation du 17 mai 1992

Participation: 39,2%
Non: 1'093'987 (62,9%) / tous les cantons
Oui: 644'083 (37,1%)

Mots d'ordre:
– Non: PRD, PDC, UDC, PL, PA; CSCS, Vorort, USAM, USP, Conférence gouvernementale
des cantons alpins, organisations de producteurs d'électricité.

VOLKSINITIATIVE
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– Oui: PS (3*), Adl (1 *), PEP (2*), PE, DS, PdT; organisations de protection de
l'environnement et de la nature, Fédération suisse de pêche et de pisciculture.
– Liberté de vote: USS.
* Recommandations différentes des partis cantonaux

Révision de la loi sur la protection de eaux. Votation du 17 mai 1992

Participation: 39,2% 
Oui: 1'151'706 (66%) 
Non: 591'240 (34%)

Mots d'ordre:
– Oui: PDC (10*), PS, UDC (8*), AdI, PEP (1*), PE, DS, PdT; USS, CSCS, USP, organisations
de protection de l'environnement et de la nature, Fédération suisse de pêche et de
pisciculture
– Non: PRD (7*), PL (1*), PA; Vorort, USAM, Conférence gouvernementale des cantons
alpins, organisations de producteurs d'électricité, en particulier les propriétaires de
petites centrales hydro-électriques
*Recommandations différentes des partis cantonaux 30

L'essentiel du débat a tourné autour de la problématique des débits minimaux et, plus
loin, de l'approvisionnement énergétique de la Suisse. La protection qualitative des
eaux prévue par la loi ou l'initiative fut largement occultée. D'autre part, la position
médiane, défendue par le gouvernement, le parlement, le PDC et l'UDC, consistant à
prôner l'adoption de la loi, considérée comme souhaitable et économiquement
supportable, mais à rejeter l'initiative, jugée excessive, n'occupa qu'une place très
marginale durant la campagne. On assista plutôt à l'affrontement de deux blocs
défendant le double oui pour l'un et le double non pour l'autre. Les défenseurs de la
révision légale ont souligné que la loi instaurait des débits minimaux permettant
l'existence d'une certaine vie aquatique. Ils précisèrent toutefois que les délais prévus
pour la mise en oeuvre de ces prescriptions étaient suffisants pour permettre à
l'économie énergétique de s'adapter et même de renforcer son efficacité. Ils ont
également mis l'accent sur l'étendue de l'action de cette loi; elle permet également
d'améliorer la protection des eaux dans le domaine agricole en limitant l'épandage des
engrais de ferme, de favoriser le cycle naturel de l'eau et l'assainissement des lacs
pollués, d'empêcher la surexploitation des nappes souterraines et de réglementer la
manipulation des substances polluantes. L'initiative, d'un champ d'application moins
large mais aux normes plus exigeantes, a été présentée comme susceptible de stopper
la détérioration des cours d'eaux encore plus ou moins naturels et d'en réhabiliter
d'autres. En prévoyant des débits résiduels plus élevés que la loi, elle aurait assuré une
meilleure protection de la faune et de la flore aquatiques. D'autre part, elle aurait
permis aux organisations de protection de la nature de s'opposer efficacement à de
nouveaux projets de captage. Les opposants à toute nouvelle réglementation en
matière de protection des eaux ont axé leur argumentation essentiellement sur les
problèmes d'approvisionnement énergétique. Selon eux, l'entrée en vigueur de la loi
devrait se traduire par une diminution de la production d'électricité de 8 à 15%, et
d'environ 25% avec l'initiative. Cela serait en totale contradiction avec le moratoire
nucléaire ainsi qu'avec le programme Energie 2000 qui prévoit une augmentation de
5% de la production. Beaucoup de petites usines hydro-électriques seraient mises en
danger; cela provoquerait de nombreuses pertes d'emploi, un affaiblissement de la
production autonome de la Suisse et un renchérissement de l'énergie électrique. Cela
serait en outre absurde dans la mesure où les petites centrales sont une source
d'électricité bon marché, non dommageable pour l'environnement, utilisant une
énergie renouvelable et constituant une activité essentielle pour les cantons alpins. Il a
par ailleurs été souligné que ces deux textes restreignaient la souveraineté cantonale.
La campagne vit se dérouler d'importantes batailles de chiffres, souvent
contradictoires, sur les conséquences de ces textes sur l'avenir énergétique de la
Suisse. Les opposants furent emmenés par l'industrie hydro-électrique qui investit de
gros moyens; sa présence dans les médias fut d'ailleurs dominante. L'analyse Vox de ce
scrutin montre que les jeunes, les sympathisants de la gauche ou des écologistes et les
habitants des villes ont acceptée la loi au-delà de la moyenne tandis que les personnes
âgées, les ouvriers et les sympathisants de droite eurent tendance à s'y opposer. Pour
l'initiative, les clivages furent identiques. Il faut y ajouter un fossé Alémaniques-
Romands, ces derniers étant les plus négatifs sur cet objet, conformément à ce qui a
toujours été observé lors de scrutins touchant à la protection de l'environnement. Par
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ailleurs, les femmes furent significativement plus nombreuses à accepter l'initiative que
les hommes. 31

Das BUWAL arbeitete eine Studie über die Möglichkeit einer Abwasserabgabe aus, da
der Finanzbedarf von über einer CHF Mia. pro Jahr für den Ausbau von Kläranlagen
künftig nicht mehr durch öffentliche Mittel abgedeckt werden kann. Das neue
Gewässerschutzgesetz, welches seit dem 1. November 1992 in Kraft ist, verlangt eine
Kostendeckung nach dem Verursacherprinzip, was die Erhöhung des Wasserpreises
oder eine nationale Abwasserabgabe, abgestuft nach eingeleiteten Schadstofffrachten,
nahe legen würde. 32

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.09.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Le Conseil national a rejeté une motion Engelberger (prd, NW) aux termes de laquelle le
gouvernement aurait été chargé de présenter une modification des dispositions de la
loi sur la protection des eaux concernant l'introduction de substances solides dans les
lacs. Constatant qu'il n'existe pas en Suisse de dépôts appropriés pour le stockage des
gravas provenant notamment du creusement des NLFA, le motionnaire souhaitait que
les autorités cantonales puissent autoriser l'entreposage intermédiaire de matériaux
rocheux réutilisables dans les lacs. En rejetant la requête du député nidwaldien, la
Chambre basse a suivi les recommandations du Conseil fédéral qui - en l'absence
d'études appronfondies sur la question - a redouté que pareille pratique ne trouble pas
trop la faune et la flore lacustres. 33

MOTION
DATUM: 18.09.1996
LIONEL EPERON

Mis en consultation au début de l'année, le projet de modification de la loi fédérale sur
la protection des eaux (LEaux) - qui couvre également l'incinération des déchets - a été
transmis aux Chambres dans le courant du mois de septembre. Dictée principalement
en raison des difficultés financières auxquelles sont confrontés les pouvoirs publics et
la Confédération en particulier, la principale innovation de cette révision réside dans
l'introduction du principe du pollueur-payeur comme moyen de financement de
l'évacuation des eaux usées et de l'élimination des déchets ménagers en lieu et place
des impôts cantonaux et du système des subventions fédérales jusqu'alors en vigueur.
Ainsi, des taxes conformes au principe de causalité devraient assurer à l'avenir la
couverture des dépenses de construction, d'exploitation et de remplacement des
installations d'évacuation et d'épuration des eaux ainsi que des usines d'incinération
de déchets. Aux termes de la réglementation proposée, la Confédération n'introduira
pas elle-même les émoluments nécessaires, mais chargera les communes, via les
cantons, de le faire en tenant compte notamment du type et de la quantité d'eaux
usées et de déchets produits dans la fixation des montants. Si ce nouvel instrument
incitatif devrait permettre à la Confédération d'économiser quelque CHF 100 millions
par année à partir de 2010, les particuliers verront quant à eux augmenter leurs charges
dans les domaines de l'épuration des eaux et du traitement des déchets ménagers, ce
qui n'a pas manqué de susciter certaines réserves parmi les milieux de défense des
consommateurs. Quant à la deuxième grande modification apportée par le projet du
Conseil fédéral, elle vise pour sa part à instaurer une planification globale de
l'évacuation des eaux par région.
Bien que le projet des autorités ait trouvé un écho globalement favorable auprès des
milieux ayant pris part à la procédure de consultation, plusieurs critiques ont
néanmoins été formulées parallèlement à celles des associations de protection des
consommateurs. Ainsi, l'UDC s'est déclarée en faveur d'impulsions permettant
éventuellement de privatiser les installations d'élimination des déchets et d'épuration
des eaux. Le PDC - qui redoutait que l'introduction du principe du pollueur-payeur ne
procède que d'une logique d'assainissement des finances fédérales - s'est prononcé
pour un allégement fiscal dans d'autres domaines, tel que celui de l'impôt fédéral
direct. Quant aux cantons à faibles capacités financières, ils ont craint que la
suppression uniforme des subventions proposée dans le cadre de la nouvelle
réglementation ne soit pas supportable pour eux. Lors de l'examen de cet objet par le
Conseil des Etats, les députés ont voté à l'unanimité en faveur des dispositions
proposées par le gouvernement. Ils ont parallèlement approuvé une proposition Respini
(pdc, TI) autorisant le Conseil fédéral à proroger du 1er novembre 1997 au 31 octobre
1999 au plus tard le délai d'octroi des indemnités allouées aux cantons pour la mise en
place des infrastructures servant au traitement des déchets ménagers. Seules les
régions ne possédant pas encore la capacité d'incinération suffisante pourront, si les
circonstances l'exigent, bénéficier de cette clause. 34
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Tout comme le Conseil des Etats en 1996, la Chambre du peuple a entamé en début
d'année l'examen de la révision de la loi sur la protection des eaux. Si aucun groupe
parlementaire n'a à cette occasion témoigné d'opposition à la consécration du principe
du pollueur-payeur en tant que moyen de financement futur des installations de
traitement des eaux usées ou d'incinération des déchets ménagers, plusieurs
propositions de modification touchant des points davantage techniques du projet ont
néanmoins été retenues par les députés du National. Ainsi, la Chambre du peuple a
notamment souhaité que la Confédération prenne en charge 70%, et non pas 35%, des
coûts des installations permettant d'éliminer l'azote dans les stations d'épuration des
eaux usées, dans la mesure où ces équipements servent à respecter des accords
internationaux visant à lutter contre la pollution des eaux en dehors de Suisse. Dans
l'optique de protéger les eaux souterraines et les eaux de source, le Conseil national a
par ailleurs opté pour l'introduction d'un nouvel article aux termes duquel des
contributions à la surface - en sus de celles déjà prévues par la politique agricole -
auraient pu être versées aux agriculteurs. 35

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.03.1997
LIONEL EPERON

Après avoir décidé de s'en tenir à sa position initiale s'agissant de la première
divergence, la Chambre des cantons adopta en outre une motion (97.3244) en lieu et
place de la disposition retenue par le Conseil national concernant l'éventuel versement
de subventions à l'agriculture en rapport avec la protection des eaux souterraines.
Transmise à son tour par la Chambre basse, cette motion charge le gouvernement
d'élaborer une proposition en vue d'une participation financière de la Confédération
aux mesures visant à lutter contre le ruissellement de substances liées à l'exploitation
des sols. L'ultime divergence qui subsistait encore entre les deux conseils nécessita
quant à elle une conférence de conciliation à l'issue de laquelle il fut décidé que la
Confédération couvrira à raison de 50% - contre les 35% et 70% retenus initialement
par l'une et l'autre des Chambres - les frais rattachés aux installations servant à
l'élimination de l'azote. 36

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.06.1997
LIONEL EPERON

Le Conseil fédéral a modifié l'ordonnance sur la protection des eaux. L’ordonnance
fixe de nouveaux objectifs écologiques à la protection des eaux afin qu'elles conservent
à long terme des caractéristiques aussi naturelles que possible. Toutes les activités
pouvant exercer une influence sur les cours d'eau, les lacs et les eaux souterraines
doivent y être subordonnées. L'ordonnance permet désormais de prendre des mesures
de protection contre les pollutions chimiques dans toute l'aire d'alimentation des
captages d'eau potable. En outre, pour éviter que l'infiltration des eaux pluviales ne
pollue le sol et les eaux souterraines, l'ordonnance contient désormais des exigences
concrètes, notamment en ce qui concerne l'infiltration des eaux qui s'écoulent des
routes, des parcs de stationnement et des voies ferrées. Finalement, elle formule à
nouveau des exigences minimales en matière de qualité des eaux. 37

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 04.12.1998
LAURE DUPRAZ

La Commission de l’environnement, de l’aménagement et du territoire du Conseil
national (CEATE-CN) a décidé de donner suite à une initiative de la CEATE-CE traitant
du débit résiduel minimal des cours d’eau. Le projet veut flexibiliser des dérogations
pour les débits résiduels dans la loi fédérale sur la protection des eaux, réglementer
l’assainissement des débits résiduels pour les petites centrales hydrauliques dignes de
protection, créer une réglementation dans la loi fédérale sur la protection des eaux
pour réduire les atteintes aux cours d’eau dues aux écluses et préparer des mesures
pour améliorer l’utilisation rentable de la force hydraulique. L’initiative de la CEATE-CE
fait suite à une initiative parlementaire Epiney (pdc, VS). Celle-ci demandait la
modification de la loi sur la protection des eaux, afin de permettre aux entreprises
électriques hydrauliques d’augmenter leur production. Le démocrate-chrétien valaisan
a toutefois retiré son initiative parlementaire en février 2004. 38

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.05.2004
PHILIPPE BERCLAZ

Fin 2007, la commission de l’environnement du Conseil des Etats (CEATE-CE) avait
déposé une initiative parlementaire intitulée « Protection et utilisation des eaux » au
titre de contre-projet indirect à l’initiative populaire « Eaux vivantes (Initiative pour la
renaturation) ». À l’instar du Conseil fédéral, les commissaires estimaient qu’il
convenait de recommander le rejet de l’initiative populaire en raison des droits de
requête et de recours excessifs qu’elle entendait accorder aux organisations de
pêcheurs et de protection de l’environnement et des conditions très restrictives

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.10.2008
NICOLAS FREYMOND

01.01.65 - 01.01.21 12ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



auxquelles elle voulait soumettre la production hydroélectrique. Mais contrairement au
gouvernement, ils jugeaient nécessaire que la Confédération entreprît rapidement des
mesures en matière de renaturation des cours d’eau. Après avoir obtenu l’aval de son
homologue du Conseil national, la CEATE-CE a ainsi élaboré, puis mis en consultation,
au printemps de l’année sous revue, un projet inscrivant dans la loi l’encouragement de
la revitalisation des eaux publiques, l’atténuation des effets nuisibles des éclusées en
aval des centrales hydroélectriques et la garantie de la qualité de l’eau, tout en
conservant les droits acquis pour la production d’énergie hydraulique. Il se distingue de
l’initiative populaire par ses ambitions plus modestes, par le financement qu’il propose
pour les mesures précitées, ainsi que par le refus de toute extension des droits des
organisations. Le coût des mesures de revitalisation et d’assainissement, estimé à 50
millions de francs par an sur vingt ans (soit au total 1 milliard de francs), sera financé au
moyen d’une taxe de 0,1 centime par kilowattheure prélevée par la société exploitant le
réseau national d’acheminement de l’électricité (Swissgrid).
Lors de la consultation, le projet a reçu un accueil globalement favorable sur le
principe, seule l’UDC préconisant le rejet pur et simple de l’initiative populaire. Les avis
ont été plus partagés sur le fond, les milieux électriques exigeant plus de dérogations
en matière de débit résiduel, afin de faciliter l’utilisation de la force hydraulique, alors
que les associations écologistes souhaitaient au contraire restreindre cette possibilité.
En dépit de son refus initial d’opposer un contre-projet à l’initiative populaire, le
Conseil fédéral a réagi favorablement au projet de la CEATE-CE, saluant son caractère
raisonnable et ne demandant que des modifications mineures. En fonction des
résultats de la consultation, la commission a modifié son initiative parlementaire de
sorte à entériner l’obligation pour les cantons d’élaborer des programmes de
revitalisation, à faciliter l’acquisition de terrains pour la mise en œuvre de ces derniers
et à octroyer une indemnisation complète aux propriétaires de centrales
hydroélectriques pour les coûts des mesures d’assainissement.
Lors de la session d’automne, le Conseil des Etats s’est ainsi penché non seulement sur
le message du Conseil fédéral concernant l’initiative populaire « Eaux vivantes », mais
également sur le contre-projet indirect élaboré par sa commission de l’environnement.
Par 23 voix contre 6, il a suivi le gouvernement et approuvé le projet d’arrêté
recommandant au peuple de rejeter l’initiative populaire, jugée dangereuse pour le
secteur hydroélectrique et excessive du point de vue des droits des organisations.
Partageant l’avis de leur commission concernant l’importance d’entreprendre
rapidement la renaturation des cours d’eau, les sénateurs ont approuvé à l’unanimité
son initiative parlementaire. Ils ont en outre décidé de proroger le délai de traitement
de l’initiative populaire jusqu’au 3 janvier 2010, de sorte à laisser le temps au Conseil
national de traiter les deux objets. La chambre basse ayant approuvé cette prorogation,
elle débattra de ces questions en 2009. 39

Lors de la session spéciale d’avril, le Conseil national s’est saisi du projet de loi fédérale
sur la protection des eaux élaboré par la commission de l’environnement du Conseil
des Etats (CEATE-CE) au titre de contre-projet indirect à l’initiative populaire « Eaux
vivantes (Initiative pour la renaturation) ». En dépit de l’opposition unanime de l’UDC
et d’une majorité de députés libéraux-radicaux, jugeant le projet trop coûteux et
dangereux pour l’utilisation de la force hydraulique, le plénum a suivi la majorité de la
CEATE-CN et approuvé, par 94 voix contre 60, l’entrée en matière.
Lors de la discussion par article, le débat a essentiellement porté sur la conciliation des
objectifs environnementaux et des intérêts économiques et énergétiques. Une minorité
Killer (udc, AG) de la commission a proposé de réduire drastiquement les débits
minimaux exigés de sorte à laisser une marge de manœuvre maximale aux producteurs
d’énergie hydroélectrique. Le plénum a suivi, par 97 voix contre 73, la majorité de sa
CEATE, laquelle jugeait que cet amendement viderait de sa substance le projet de loi.
Le débat s’est ensuite concentré sur les dérogations possibles en faveur de l’utilisation
de la force hydraulique. Afin de garantir un potentiel de croissance de 200
gigawattheures, le Conseil des Etats avait décidé d’assouplir les conditions de
dérogation en autorisant des débits minimaux inférieurs pour les tronçons en aval
d’installations hydroélectriques situées à une altitude supérieure à 1500 mètres (contre
1700 actuellement). Si la majorité de la CEATE-CN a suivi les sénateurs, une minorité
Girod (pe, ZH) a proposé d’introduire une condition supplémentaire en restreignant
l’octroi de dérogations aux tronçons présentant un faible potentiel écologique,
touristique ou paysager. Le plénum a rejeté cette proposition, par 113 voix contre 57, la
jugeant excessive. Il a toutefois privilégié, par 128 voix contre 42, une solution de
compromis Landolt (pbd, GL) selon laquelle une dérogation est possible à la triple
condition que le point de prélèvement soit situé à une altitude supérieure à 1500
mètres, que le cours d’eau soit non piscicole et que son débit résiduel minimal soit
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inférieur à 50 litres par seconde. Concernant l’espace réservé aux eaux, le plénum a
suivi, par 105 voix contre 59, la majorité de la CEATE-CN en adoptant le principe d’une
exploitation agricole extensive (sans engrais, ni produits phytosanitaires) contre une
minorité Teuscher (pe, BE) préconisant un mode plus proche des conditions naturelles.
Mais contrairement au Conseil des Etats, la chambre basse a estimé que les terres
concernées ne pouvant plus être exploitées intensivement, elles ne sauraient être
considérées comme des surfaces d’assolement. Les députés ont en outre introduit
dans le projet de loi le principe d’une compensation complète de la perte corrélative
de terres exploitables intensivement par les agriculteurs en fonction des quotas
cantonaux de surfaces d’assolement édictés par la Confédération. Contrairement aux
sénateurs, la majorité de la CEATE-CN a proposé de rendre facultative la planification
par les cantons des mesures de revitalisation. Le plénum a toutefois décidé, par 94
contre 75, de suivre une minorité Bäumle (pev, ZH) et d’obliger les cantons à établir une
telle planification. Par 89 voix contre 79, les députés ont suivi une minorité Bourgeois
(plr, FR) et refusé le régime d’expropriation particulier élaboré par la CEATE-CE qui
supprime l’obligation d’autorisation (permis de construire, etc.), afin de faciliter les
opérations de revitalisation des cours d’eaux, de protection contre les crues et de
construction de bassins de compensation pour les débits irréguliers. La majorité a en
effet estimé que le droit foncier rural en vigueur garantit déjà la primauté de l’intérêt
public. Au vote sur l’ensemble, la chambre basse a approuvé le projet de loi sur la
protection des eaux par 104 voix contre 68, malgré l’opposition unanime de l’UDC et
d’une majorité de libéraux-radicaux. La quasi totalité du groupe UDC et huit députés
PLR ont rejeté le projet. 
Lors de l’examen des divergences, le Conseil des Etats a repris les conditions édictées
par la chambre basse pour l’octroi de dérogations aux débits résiduels minimaux en les
reformulant légèrement. Concernant les terres réservées aux mesures de renaturation,
la chambre haute a refusé la requalification voulue par les députés. Enfin, les sénateurs
ont maintenu tacitement le régime particulier d’expropriation. Lors de la session
d’hiver, les députés ont campé sur leur position au sujet des conséquences de la
création d’espaces réservés aux eaux sur la production agricole et du principe d’une
compensation complète des surfaces d’assolement. En revanche, ils ont approuvé, par
102 voix contre 82, l’institution du régime d’expropriation voulu par le Conseil des
Etats, tandis que ce dernier s’est rallié tacitement au Conseil national sur l’autre point
de désaccord majeur ainsi que sur trois divergences mineures. En votation finale, les
sénateurs et les députés ont adopté le projet de loi, respectivement à l’unanimité et
par 126 voix contre 63. 40

Satisfait du contre-projet indirect adopté par les chambres l’année précédente, le
comité à l’origine de l’initiative populaire « Eaux vivantes (Initiative pour la
renaturation) » a décidé le retrait conditionnel de son texte. Le délai référendaire
ayant expiré sans être utilisé, le Conseil fédéral a déclaré le retrait effectif et fixé
l’entrée en vigueur de la loi au 1er janvier 2011. Il a en outre mis en consultation des
projets d’ordonnances d’application de la nouvelle législation. D’ici 2014, les cantons
devront planifier les travaux de renaturation des cours d’eau et des rives de lac. Les
mesures d’assainissement en aval des centrales hydroéléctriques doivent quant à elles
être réalisées dans un délai de 20 ans. L’ordonnance sur la protection des eaux (OEaux)
définit par ailleurs la largeur minimale de l’espace réservé aux eaux et les conditions de
l’exploitation agricole extensive autorisée. 41

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.06.2010
NICOLAS FREYMOND

Fünf im Berichtsjahr eingereichte Standesinitiativen aus den Kantonen Luzern,
Schaffhausen, Schwyz, St. Gallen und Uri wollten die Interessen der Landwirtschaft
sowie der Siedlungsentwicklung gegenüber ökologischen Anliegen und Anliegen des
Hochwasserschutzes im Bereich des Gewässerschutzes stärker einbringen. Zusätzlicher
Widerstand formierte sich in anderen ländlich geprägten Kantonen, darunter die
Kantone Aargau und Nidwalden, welche im Berichtsjahr ebenfalls über die Einreichung
einer Standesinitiative diskutierten. Die parlamentarische Behandlung der fünf
eingereichten Standesinitiativen (Kt.Iv. 12.309 (SZ); Kt.Iv. 12.320 (SG); Kt.Iv. 12.321 (LU);
Kt.Iv. 12.324 (SH); Kt.Iv. 12.325 (UR)) fand im Berichtsjahr noch nicht statt. 42

STANDESINITIATIVE
DATUM: 09.05.2012
MARLÈNE GERBER
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Im Rahmen der im Vorjahr angenommenen Standesinitiative des Kanton Berns
erarbeitete die UREK-SR eine Änderung zum Gewässerschutzgesetz. Mit seiner
Standesinitiative will der Kanton Bern das Verbot zur Verbauung und Korrektur von
Fliessgewässern lockern. Während dies im Falle von unverbauten Fliessgewässern nur
zu Zwecken des Hochwasserschutzes oder der Schiffbarmachung erlaubt war, sollen
Änderungen des natürlichen Flussverlaufes neu auch zur Errichtung einer Deponie für
unverschmutztes Aushubmaterial vorgenommen werden können. Die Initianten
begründeten ihr Anliegen mit den weiten und als Folge dessen wenig ökologischen
Transportwegen, welche oft nötig wären, um Aushubmaterial aus abgelegenen Tälern
zur nächsten Deponie zu verfrachten. Die Erstellung einer eigenen Deponie sei jedoch
aufgrund der engen Platzverhältnisse in den Tälern ohne Flusskorrektur oft nicht
möglich. Nachdem die zuständigen Kommissionen der beiden Räte im ersten Quartal
einen Gesetzesvorentwurf genehmigt hatten, schickten sie diesen im April in die
Vernehmlassung. Während sich 21 Stellungnehmer mit der Änderung vollauf zufrieden
zeigten, wurde der Einschub von ebenso vielen Stellungnehmern kritisiert. Zwei Drittel
der Kritiker sahen in der Änderung eine zu grosse Aufweichung des bestehenden
Verbots von Korrektur und Verbauung natürlicher Fliessgewässer, das verbleibende
Drittel an kritischen Äusserungen favorisierte einen Gesetzesentwurf mit
weiterreichenden Ausnahmen zum Verbot. Aufgrund der gemischten
Vernehmlassungsantworten beschloss die Kommission mit 8 zu 2 Stimmen bei zwei
Enthaltungen, an ihrem auch vom Bundesrat unterstützten Entwurf festzuhalten. Der
Ständerat, welcher die Vorlage als Erstrat behandelte, stütze diesen Entscheid in der
Wintersession einstimmig. 43

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.12.2012
MARLÈNE GERBER

Nachdem der Ständerat im Vorjahr bereits einem Entwurf zur Anpassung des
Gewässerschutzgesetzes zugestimmt hatte, der das Anliegen einer Berner
Standesinitiative zur Lockerung des Verbots zur Verbauung und Korrektur von
Fliessgewässern umsetzen wollte, folgte der Nationalrat im Berichtsjahr der kleinen
Kammer. Mit der vorgeschlagenen Gesetzesanpassung soll es neu auch möglich sein,
Änderungen des natürlichen Flussverlaufs zur Errichtung einer Deponie für
unverschmutztes Aushubmaterial vorzunehmen. Dem Nationalrat lag ein
Nichteintretensantrag einer linken Kommissionsminderheit vor, welche die Ansicht
vertrat, dass es aufgrund Berücksichtigung eines Einzelfalles – denn darauf beruhte das
Anliegen des Kantons Bern – keiner Gesetzesänderung bedürfe, die potentiell Raum für
zusätzliche Ausnahmen schaffen würde. Da dieser Antrag nur bei den geschlossenen
Fraktionen der SP, Grünen und GLP Unterstützung fand, beschloss der Nationalrat
allerdings, auf das Geschäft einzutreten, und nahm es in der Folge an. In der
Schlussabstimmung passierte die neue Regelung den Ständerat mit 36 zu 3 und den
Nationalrat mit 116 zu 72 Stimmen. 44

STANDESINITIATIVE
DATUM: 22.03.2013
MARLÈNE GERBER

Mit dem 1992 in Kraft getretenen Gewässerschutzgesetz wurden die Kantone zur
Gewässersanierung angehalten, um in Flüssen unterhalb von bestehenden Kraftwerken
bis Ende 2012 eine ausreichende Restwassermenge sicherzustellen. Im Berichtsjahr
wurde bekannt, dass nur die Kantone Basel-Landschaft und Genf dieser Verpflichtung
fristgerecht nachkommen können. In 16 Kantonen könne die Gewässersanierung
voraussichtlich 2015 abgeschlossen werden; die restlichen Kantone – mit Ausnahme von
Schaffhausen und Appenzell Innerrhoden, die keinen Sanierungsbedarf aufwiesen –
befänden sich noch stärker im Verzug. Dieser Umstand, der zur Verendung von
Tausenden von Fischen und Kleinlebewesen führe, erzürnte Umwelt- und
Fischereiverbände. Die Kantone begründeten die Verzögerungen mit
Kapazitätsengpässen, anderweitigen Prioritäten – namentlich die Gefahrenkarte und
die Festlegung des Gewässerraumes – sowie mit schleppenden Verhandlungen mit den
Kraftwerkbetreibern. 45

KANTONALE POLITIK
DATUM: 11.06.2013
MARLÈNE GERBER

Die 2011 in Kraft getretenen Änderungen des Gewässerschutzgesetzes provozierten
weiterhin Opposition. Die Revision war als indirekter Gegenvorschlag zur Volksinitiative
„lebendiges Wasser“ geschaffen worden. Die sogenannte Renaturierungs-Initiative
wurde daraufhin von den Initianten zurückgezogen, da diese ihre Interessen
angemessen berücksichtigt sahen. Eine im Vorjahr lancierte Motion Leo Müller (cvp, LU)
verlangt nun Möglichkeiten zur Unterschreitung der minimalen Breite des
Gewässerraumes zum Schutze der landwirtschaftlichen Nutzfläche oder anderer
Interessen. Die neue Regelung, die einen absoluten Schutz der Gewässerräume fordere,
lasse keine haushälterische Nutzung der Ressource Boden zu und das Ausscheiden der

MOTION
DATUM: 26.09.2013
MARLÈNE GERBER
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Gewässerräume bedeute eine Enteignung der Grundeigentümer, was der
Rechtssicherheit widerspreche. In seiner Antwort zum Vorstoss verteidigte der
Bundesrat die Festlegung des Gewässerraums als zentrales Element der
Kompromisslösung des damals erarbeiteten Gegenvorschlags zum Volksanliegen und
verwies auf die gesetzlichen Ausnahmeregelungen und den bestehenden Spielraum der
Kantone, insbesondere im Umgang mit Fruchtfolgeflächen im Gewässerraum. Obwohl
Bundesrätin Leuthard (cvp) in der Herbstsession des Nationalrats darüber hinaus
erläuterte, dass der Bund in Zusammenarbeit mit der Bau-, Planungs- und
Umweltdirektorenkonferenz (BPUK) und der Landwirtschaftsdirektorenkonferenz (LDK)
Merkblätter zur Festlegung des Gewässerraumes im Siedlungsgebiet sowie in
landwirtschaftlichen Gebieten aktuell erarbeite, resp. bereits erarbeitet habe, nahm die
grosse Kammer unter Opposition der SP, der Grünen und der GLP die Motion mit 104 zu
82 Stimmen an. Ein vom Schweizerischen Fischereiverband in Auftrag gegebenes
Gutachten hielt eine voreilige Gesetzesanpassung indes für staatspolitisch bedenklich.
Es gelte, eine erste Evaluation der Auswirkungen abzuwarten. 46

Die Brisanz der Anpassung der Gewässerschutzgesetzgebung (GSchG), in deren Folge
die Renaturierungsinitiative zurückgezogen wurde, zeigte sich in der relativ deutlichen
Annahme des Postulats Vogler (csp, OW) durch den Nationalrat. Der Obwaldner
Parlamentarier verwies als Beispiel auf die Situation im eigenen Kanton, wo 175 ha
landwirtschaftliche Nutzflächen von Gewässerräumen erfasst seien, was den
Kulturlandflächen von 15 Landwirtschaftsbetrieben entspreche. Konkret verlangte der
Postulant vom Bundesrat die Ausarbeitung eines Berichts, der aufzeigen soll, wie sich
die Ausscheidung von Gewässerräumen auf die Landwirtschaft und die Eigentümer von
eingezontem Bauland auswirke und ob mit einer differenzierten anstelle einer, wie im
revidierten GSchG vorgesehenen, fixen Ausscheidung und Nutzung der
Gewässerräume dem Gewässer- und Hochwasserschutz ebenfalls Rechnung getragen
werden könnte. Trotz ablehnender Haltung der Regierung – Bundesrätin Leuthard (cvp)
wies in der parlamentarischen Beratung einmal mehr auf bestehende Bestrebungen in
Zusammenarbeit mit der BPUK sowie auf eine bereits vorgesehene Evaluation hin – fand
das Anliegen im Nationalrat deutliche Zustimmung. Vergeblich gegen die Überweisung
des Postulats votierten eine geschlossene SP-Fraktion sowie ein Viertel der FDP-
Liberalen. Die Fraktion der Grünen enthielt sich grossmehrheitlich der Stimme. 47

POSTULAT
DATUM: 26.09.2013
MARLÈNE GERBER

Ähnliche Anliegen wie die Motion Müller (cvp, LU) sowie eine im Jahr 2012 vom
Nationalrat behandelte Motion der UREK-NR verfolgten vier im Jahr 2013 eingereichte
Standesinitiativen der Kantone Aargau, Graubünden, Nidwalden und Zug. Gleich wie
die fünf bereits 2012 deponierten kantonalen Initiativen aus Schwyz, St. Gallen, Luzern,
Schaffhausen und Uri forderten sie eine Anpassung des Gewässerschutzgesetzes
(GSchG) zur besseren Berücksichtigung von Interessen der Landwirtschaft und
Siedlungsentwicklung bei der Festlegung des Gewässerraumes.

STANDESINITIATIVE
DATUM: 31.12.2013
MARLÈNE GERBER

Wider den Willen der UREK-NR, die sich im Vorjahr mehrheitlich für Folge geben
ausgesprochen hatte, lehnte die UREK-SR im Herbst 2015 eine parlamentarische
Initiative Parmelin (svp, VD) ab, die explizit im Gewässerschutzgesetz verankert haben
wollte, dass die Kantone den Gewässerraum unter Berücksichtigung regionaler
Gegebenheiten festlegen können. Die Kommission sah die Problematik nicht bei den
gesetzlichen Bestimmungen an sich, sondern im Bereich des Vollzugs, weswegen sie von
einer Gesetzesänderung absehen wollte; eine Haltung, die sie gleichentags auch
gegenüber neun Standesinitiativen mit ähnlichen Anliegen zum Ausdruck brachte. Um
Vollzugsprobleme zu klären, hatte die UREK-SR im selben Jahr ihrerseits einen Vorstoss
in Form einer Motion lanciert, der es erlauben soll, bestehenden Unklarheiten mittels
Verordnungsanpassung entgegenzuwirken. 48

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.10.2015
MARLÈNE GERBER

Zeitgleich mit seinem definitiven abschlägigen Entscheid betreffend die neun
Standesinitiativen zur Lockerung des Gewässerschutzgesetzes schickte der Ständerat
auch eine vom Nationalrat bereits angenommene Motion Leo Müller (cvp, LU) endgültig
bachab. Dies entgegen des Willens der UREK-SR, welche ihrem Rat mit Stichentscheid
des Kommissionspräsidenten Bischofberger (cvp, AI) im Herbst 2015 empfohlen hatte,
die Motion anzunehmen. Das Anliegen forderte die Erlaubnis, die minimale Breite des
Gewässerraumes unterschreiten zu können, sofern dies der besseren Berücksichtigung

MOTION
DATUM: 03.12.2015
MARLÈNE GERBER
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der landwirtschaftlichen Nutzung oder anderer Interessen diene. Die knappe
Kommissionsmehrheit erwog, dass die bisher unternommenen Schritte zur
Konkretisierung der im Rahmen des Gegenvorschlags zur Renaturierungs-Initiative
erfolgten Bestimmungen – namentlich durch den unterdessen abgeschlossenen ersten
Teil der Verordnungsrevision sowie durch die Annahme einer Motion der UREK-SR und
einer abgeänderten Motion der UREK-NR – zwar in die richtige Richtung weisen
würden, jedoch noch mehr unternommen werden müsse, damit Agrar- und Bauland
nicht gefährdet werde. Im Gegenzug warnte eine starke Kommissionsminderheit, dass
der im Gegenvorschlag erarbeitete Kompromiss, der damals zum Rückzug der
Volksinitiative des Fischereiverbands geführt habe, bei Annahme der Motion gefährdet
werde. Deutlich klarer lagen die Fronten schlussendlich im Ständerat: Mit 11 zu 33
Stimmen folgte dieser der Kommissionsminderheit und beerdigte das Anliegen. 49

Im März 2015 befasste sich der Ständerat als Erstrat mit neun Standesinitiativen zur
Lockerung des Gewässerschutzgesetzes aus den Kantonen Schwyz (12.309), St. Gallen
(12.320), Luzern (12.321), Schaffhausen (12.324), Uri (12.325), Nidwalden (13.301),
Graubünden (13.307), Aargau (13.311) und Zug (13.314). Sie alle kritisierten die im Rahmen
der letzten Gewässerschutzrevision aufgenommenen Bestimmungen zur Festlegung des
Gewässerraumes, die als Gegenvorschlag zur Initiative "Lebendiges Wasser" (sog.
Renaturierungs-Initiative) erlassen worden waren. Im Interesse der Renaturierung, des
Hochwasserschutzes und der Gewässernutzung darf der Gewässerraum nur extensiv
bewirtschaftet werden, wodurch die intensive landwirtschaftliche Nutzung oder der
Bau von Liegenschaften innerhalb dieser Zone untersagt ist. Konkret wollten die
Anliegen sicherstellen, dass landwirtschaftliche und die Siedlungsentwicklung
betreffende Interessen bei der Bestimmung der Breite des Gewässerraumes
berücksichtigt werden. Einstimmig mit einer Enthaltung empfahl die Kommission ihrem
Rat, den Initiativen keine Folge zu geben, da sie den Anliegen mit einer
kommissionseigenen Motion Rechnung zu tragen gedenke. Ferner verwies
Kommissionssprecher Bischofberger (cvp, AI) auf eine im Jahr 2014 bereits in
abgeänderter Form überwiesene Motion der UREK-NR, die in ihrer angenommenen
Version verlangt, dass durch die Festlegung des Gewässerraumes effektiv verloren
gegangene Fruchtfolgeflächen kompensiert werden müssen. Auch auf die sich in Arbeit
befindende Revision der Gewässerschutzverordnung, die unter anderem Präzisionen
zum Gewässerschutz vornehmen und den Kantonen mehr Handlungsspielraum
einräumen will, machte Bischofberger aufmerksam. Der Ständerat folgte der
Empfehlung seiner UREK-SR und gab den Initiativen keine Folge. 
Anders der zweitberatende Nationalrat: Im Rahmen der Beratungen zur Motion der
UREK-SR empfahl eine bürgerliche Kommissionsmehrheit ihrem Rat, den
Standesinitiativen Folge zu geben, damit der Druck bei der sich in Umsetzung
befindenden Revision der Gewässerschutzverordnung aufrecht erhalten werden könne.
Die grosse Kammer folgte dieser Empfehlung mit 90 zu 73 Stimmen. Neben der SP, den
Grünen und den Grünliberalen plädierte eine Minderheit aus der CVP/EVP- sowie aus
der BDP-Fraktion erfolglos für Nicht-Folgegeben.
Somit ging das Anliegen zurück in den Ständerat, der den endgültigen Entscheid in der
Wintersession 2015 angesichts des unterdessen verabschiedeten ersten Teils der
Gewässerschutzverordnungsrevision sowie der mittlerweile angenommenen Motion der
UREK-SR treffen konnte. Diese Ausgangslage veranlasste den Ständerat, an seinem
früher gefällten Entscheid festzuhalten und den Standesinitiativen keine Folge zu
geben. Diese sind somit erledigt. 50

STANDESINITIATIVE
DATUM: 03.12.2015
MARLÈNE GERBER

Aufgrund der Uneinigkeit zwischen der ständerätlichen UREK-SR und der
nationalrätlichen UREK-NR gelangte die parlamentarische Initiative Parmelin (svp, VD)
mit der Forderung nach Berücksichtigung regionaler Gegebenheiten bei der
Festlegung des Gewässerraums ins Parlament. Dem Nationalrat, der sich in der
Wintersession 2016 als Erstrat mit dem Anliegen befasste, lag neben dem
befürwortenden Mehrheitsantrag seiner Kommission auch ein linker Minderheitsantrag
vor, welcher der Initiative keine Folge geben wollte. Minderheitssprecher Jans (sp, BS)
begründete die ablehnende Haltung der Kommissionsminderheit damit, dass dem
Anliegen bereits mit einer im Herbst 2015 angenommenen Motion der UREK-SR
Rechnung getragen werde. Im Gegensatz zur vorliegenden parlamentarischen Initiative
erlaubt diese eine Anpassung der Bestimmungen auf dem Verordnungsweg. Auf der
anderen Seite machte sich die Kommissionsmehrheit dafür stark, sich eine
Gesetzesänderung vorzubehalten, sollte die in Erfüllung der Kommissionsmotion
erarbeitete Verordnungsänderung nicht zufriedenstellend ausfallen. Mit 114 zu 57

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.12.2016
MARLÈNE GERBER
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Stimmen sprach sich die grosse Kammer für Folge geben aus, womit der Ständerat
ebenfalls über die Vorlage beraten wird. 51

Quatre ans après la fin du délai fixé dans la loi sur la protection des eaux (LEaux) pour
l'assainissement des tronçons à débit résiduel en aval des prises d’eau concédées
avant 1992, seuls trois quarts des prélèvements d'eau ont été assainis. En 2014,
l'enquête de l'OFEV révélait la lenteur des cantons concernés – tous les cantons
exceptés Schaffhouse, Bâle-Ville et Appenzell Rhodes-Intérieures – dans l'exécution de
la tâche. Le Conseil fédéral avait donc exhorté les autorités compétentes de remplir
leur obligation. Seuls Genève et Bâle-Ville ont respecté le délai. Les cantons de Soleure
et d'Uri y sont parvenus avec deux ans de retard. Pour les autres cantons, les travaux
d'assainissement sont encore en cours. Parmi les mauvais élèves figurent le Valais, le
Jura et Appenzell Rhodes Extérieures. Depuis 2014, ils ont toutefois accéléré la
cadence. Actuellement, le Valais doit encore procéder à un tiers des 250 prélèvements
restants, et le canton des Grisons à un quart. La Confédération espère la fin de
l'assainissement d'ici 2018. 52

KANTONALE POLITIK
DATUM: 30.05.2017
DIANE PORCELLANA

Die UREK-SR beugte sich im Mai 2017 bereits zum zweiten Mal über eine
parlamentarische Initiative Parmelin (svp, VD), die sich eine verstärkte Berücksichtigung
regionaler Gegebenheiten bei der Festlegung des Gewässerraums wünschte. Nach wie
vor stand sie diesem Vorstoss ablehnend gegenüber und war der Ansicht, dass dessen
Forderungen durch die bereits erfolgte Annahme einer eigenen Kommissionsmotion
sowie durch deren Umsetzung mittels Änderung der Gewässerschutzverordnung bereits
ausreichend berücksichtigt worden seien. Diese – mit 11 zu 1 Stimme beinahe einhellig
vertretene – Ansicht teilte der Ständerat in der folgenden Sommersession
diskussionslos, womit der Vorstoss endgültig erledigt war. 53

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.06.2017
MARLÈNE GERBER

Le Conseil fédéral a présenté son rapport, intitulé «Délimitation et utilisation moins
schématiques des espaces réservés aux eaux», en réponse au postulat de Karl Vogler
(pdc, OW). Depuis le contre-projet indirect à l'initiative populaire «Eaux vivantes», les
cantons sont astreints à délimiter un espace réservé aux eaux pour assurer la
protection contre les crues et la conservation de la biodiversité. Comme conséquence
à l'introduction de cette obligation, le budget des paiements directs a été augmenté de
20 millions de francs par année pour compenser le manque à gagner dans l'agriculture.
Le rapport rappelle que les cantons avaient connaissances des conséquences avant la
mise en place de l'obligation. Les dispositions relatives à l'espace réservé aux eaux ont
été peu à peu assouplies. Suite à la modification de l'ordonnance sur la protection des
eaux (OEaux), découlant de la motion de la CEATE-CE (15.3001), les cantons jouissent
d'une plus grande marge de manœuvre pour tenir compte des spécificités locales lors
de la délimitation et la réglementation de l'utilisation des espaces réservés aux eaux.
Les acteurs cantonaux et fédéraux concernés continuent de se concerter pour une
application harmonisée à l'échelle nationale, mais souple, des bases légales. La
législation actuelle concilie les impératifs de sécurité et de protection avec ceux de
l'agriculture. Les espaces réservés aux eaux permettent de réduire les risques de crues
et de restaurer la biodiversité. 54

BERICHT
DATUM: 01.06.2018
DIANE PORCELLANA

Par 18 voix contre 7, la CER-CN a recommandé le rejet, sans contre-projet, de
l'initiative «Pour une eau potable propre». L'initiative serait difficile à mettre en
œuvre et menacerait l'emploi et l'approvisionnement en denrées alimentaires. Une
minorité estime que les mesures de la politique agricole 2022+ et du plan d'action
«Produits phytosanitaires» sont insuffisantes. Une proposition de contre-projet direct
visant à compléter l'art.104 de la Constitution sera présentée au Conseil national sous
forme de proposition de minorité. 55

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 17.05.2019
DIANE PORCELLANA
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Le Conseil national a débattu plus de neuf heures sur les initiatives populaires «Pour
une Suisse sans pesticides de synthèse» et «Pour une eau potable propre et une
alimentation saine». S'agissant de la seconde initiative, la question d'un contre-projet
divise les partis. Le PDC, l'UDC et le PBD invitent à rejeter l'initiative, sans contre-
projet. D'après le président de l'Union suisse des paysans (USP), Markus Ritter (pdc, SG),
l'agriculture ferait de grands progrès. Il ne faudrait pas «mettre des bâtons dans les
roues des paysans». Quelques membres du groupe PLR, la gauche et les Vert'libéraux
plaident pour un renvoi en commission afin qu'elle élabore un contre-projet indirect.
Selon eux, il est nécessaire d'agir car le plan «phytosanitaires» n'est pas contraignant.
Toutefois, la majorité des libéraux-radicaux ne veut pas de contre-projet. Selon Olivier
Feller (plr,VD), membre de la CER-CN, l'acceptation de l'initiative pourrait provoquer
une baisse de la production agricole, et par conséquent, une hausse des prix, des
importations et du tourisme d'achat. Pour le conseiller fédéral Guy Parmelin, les
contre-projets n'apporteraient aucune plus-value par rapport à l'action
gouvernementale. L'initiative serait trop excessive et difficile à mettre en œuvre. 
Par 130 voix contre 58 et 5 abstentions, l'initiative a été rejetée au Conseil national. La
proposition de contre-projet direct de la minorité a été écartée par 116 voix contre 73
et 4 abstentions. Le renvoi en commission pour l'élaboration d'un contre-projet
indirect a été refusé par 111 voix contre 78 et 4 abstentions. 56

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 20.06.2019
DIANE PORCELLANA

Beat Jans (ps, BS) souhaite que la loi fédérale sur la protection des eaux (LEaux) soit
complétée afin d'interdire l'utilisation des pesticides avérés nuisibles pour les espaces
aquatiques. Actuellement, le dépassement des valeurs écotoxicologiques et la présence
de produits de dégradation de pesticides dans les eaux souterraines ou potables
n'engendrent généralement pas de conséquences. Lorsque des problèmes sont
signalés, les cantons peinent à identifier les responsables des apports de pesticides.
Par 13 voix contre 9 et 3 abstentions, la CEATE-CN décide de ne pas donner suite à
l'initiative. Les mesures existantes sont jugées suffisantes. Celles prévues dans le cadre
de la politique agricole 2022+ permettront de limiter les effets nocifs des produits
phytosanitaires. Une minorité soutient l'initiative. 57

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.08.2019
DIANE PORCELLANA

In der Wintersession 2019 befasste sich der Nationalrat mit der parlamentarischen
Initiative Jans (sp, BS), welche verlangt, mittels Änderung des Gewässerschutzgesetzes
den Einsatz von Pestiziden zu verbieten, falls diese die Wasserqualität stark
beeinträchtigen. 
In der nationalrätlichen Debatte argumentierte der Urheber der Initiative, dass zwar
Messungen in Fliessgewässern gemacht würden und festgestellt werde, dass
Pestizidwirkstoffe die Gewässerorganismen nachhaltig schädigen. Leider hätten diese
Messungen aber zu wenig Folgen, so Jans. Die Pestizide würden nicht aus dem Verkehr
gezogen, sondern die Trinkwasserquellen geschlossen. Die Mehrheit der UREK-NR wolle
warten, bis die Agrarpolitik 22+ des Bundesrates wirksam würde; für Jans dauerte das
aber zu lange, zudem sei auch noch nicht klar, ob überhaupt und welche Massnahmen
im Rahmen der Agrarpolitik 22+ vorgeschlagen würden.
Bastian Girod (gp, ZH) erklärte in der Ratsdebatte die Trinkwasserqualität für akut
gefährdet. Er verwies auf ein Faktenblatt der EAWAG, welches festhalte, dass die darin
gesetzten Ziele (zum Beispiel im Aktionsplan Pflanzenschutzmittel) die gesetzlichen
Anforderungen noch nicht erfüllen würden. Für Girod war der richtige Zeitpunkt zu
handeln nun eingetroffen, zumal der Bundesrat den beiden Trinkwasser- resp.
Pestizidinitiativen keinen Gegenvorschlag entgegenstellen wolle.
Für die SVP-Fraktion sprach Pierre-André Page (svp, FR) ein Loblied auf die Schweizer
Landwirtschaft. Diese mache heute schon viel gegen den Missbrauch mit
Pflanzenschutzmitteln. Zudem könne sie aufgrund der vielen Restriktionen bald nicht
mehr genug produzieren und dann müssten Nahrungsmittel importiert werden, wobei
der Konsument nicht wisse, unter welchen Bedingungen diese produziert würden.
Anders als zuvor in der UREK-NR fand die Initiative im neu zusammengesetzten
Nationalrat mit 155 zu 88 Stimmen bei 3 Enthaltungen eine Mehrheit. Sämtliche
Mitglieder der SVP, sowie einige Mitglieder der FDP und CVP stimmten gegen die
Initiative.
In den Medien nahm Markus Ritter (cvp, SG), Nationalrat und Präsident des
Schweizerischen Bauernverbandes, Stellung und argumentierte, dass das kürzlich
erlassene Anwendungsverbot des Fungizids Chlorothalonil zeige, dass das
Zulassungssystem für Pestizide funktioniere. Paul Sicher, Sprecher des Schweizerischen
Vereins des Gas- und Wasserfachs, widersprach dieser Aussage, indem er eine
sofortige generelle Verschärfung der Zulassungen für Pestizide, ein Verbot für

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.12.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

01.01.65 - 01.01.21 19ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



besonders giftige Mittel und Einschränkungen bei deren Einsatz, zum Beispiel für
Private, forderte. 58

Die Qualität des Grund- und Trinkwassers stand im Zentrum der Motion Zanetti (sp, SO)
mit dem Titel «Wirksamer Trinkwasserschutz durch Bestimmung der
Zuströmbereiche», die er im Juni 2020 einreichte. Der Motionär forderte darin, dass
bis zum Jahr 2035 die Zuströmbereiche von allen Grundwasserfassungen, die im
öffentlichen Interesse liegen, von den Kantonen bestimmt werden sollen, wobei der
Bund 40 Prozent des dadurch für die Kantone entstehenden Aufwandes
subventionieren würde. Die Kantone sollen dem Bund zwei Jahre nach Inkrafttreten der
entsprechenden Gesetzesänderung die Planung zur Bestimmung der Zuströmbereiche
vorlegen und danach regelmässig zum Stand der Umsetzung der Planung Bericht
erstatten. Zudem verlangte Zanetti, dass im Zuströmbereich von Trinkwasserfassungen
nur noch Pflanzenschutzmittel eingesetzt werden dürfen, deren Abbauprodukte den
Grenzwert von 0.1 Mikrogramm pro Liter im Grundwasser nicht überschreiten. Dieser
Schutz der Grundwasserfassungen ergänze die Ziele der Agrarpolitik 22+ sowie einer
parlamentarischen Initiative der WAK-SR «Das Risiko beim Einsatz von Pestiziden
reduzieren» (Pa.Iv. 19.475). Auslöser für die Motion Zanetti war die Problematik des
grossflächig mit Abbauprodukten des Wirkstoffs Chlorothalonil verunreinigten
Grundwassers, worüber auch die Presse berichtet hatte.
Der Bundesrat war mit der Stossrichtung der Motion einverstanden, er lehnte diese
jedoch aus formellen Gründen ab, da der letzte Punkt der Motion (Verbot des Einsatzes
von bestimmten Pflanzenschutzmitteln im Zuströmbereich von Trinkwasserfassungen)
durch die in der parlamentarischen Initiative der WAK-SR vorgesehenen
Gesetzesänderungen bereits erfüllt werde.
In der Herbstsession 2020 zog Roberto Zanetti den letzten Punkt seiner Motion zurück,
woraufhin sich Bundesrätin Simonetta Sommaruga bereit erklärte, die anderen Punkte
der Motion zur Annahme zu empfehlen. Der Ständerat stimmte dieser Version der
Motion schliesslich stillschweigend zu. 59

MOTION
DATUM: 17.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

In der Herbstsession 2020 befasste sich der Ständerat mit den beiden Volksinitiativen
«Für sauberes Trinkwasser und gesunde Nahrung – Keine Subventionen für den
Pestizid- und den prophylaktischen Antibiotika-Einsatz» sowie «Für eine Schweiz ohne
synthetische Pestizide». Nach einer äusserst kurzen Debatte stimmte der Ständerat
dem Vorschlag seiner vorberatenden WAK-SR auf Ablehnung der Trinkwasser-Initiative
zu. Die Kommission hatte die Volksinitiative im Juli 2020 vorberaten und war dabei zum
Schluss gekommen, dass sie mit ihrer eigenen parlamentarische Initiative «Das Risiko
beim Einsatz von Pestiziden reduzieren» (Pa.Iv. 19.475) ein geeigneteres Projekt zum
Schutz des Trinkwassers und der Umwelt auf den Weg gebracht habe. In der
Abstimmung sprach sich der Ständerat mit 29 zu 8 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) klar
für die Ablehnung der Trinkwasser-Initiative aus. 
In den Schlussabstimmungen sprach sich der Nationalrat mit 107 zu 81 Stimmen (7
Enthaltungen) gegen die Initiative aus; der Ständerat stimmte mit 31 zu 9 Stimmen (4
Enthaltungen) ebenfalls deutlich gegen die Initiative. 60

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 25.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die UREK-SR entschied im Oktober 2020, die Behandlung der parlamentarischen
Initiative Jans (sp, BS) zu einem Pestizidverbot zu sistieren, bis im Rahmen der
thematisch verwandten parlamentarischen Initiative 19.475 der WAK-SR etwaige
Beschlüsse gefällt würden. 61
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Abfälle

Das neue Gewässerschutzgesetz verpflichtet die Kantone und Gemeinden auch zur
schadlosen Beseitigung der Abfälle. Da der wachsende Kehrichtanfall die Bewältigung
dieser Aufgabe immer schwieriger werden lässt, drängt sich eine Bewirtschaftung der
Abfälle auf. Der Bundesrat setzte deshalb im Herbst eine Kommission für
Abfallwirtschaft ein, welche Vertreter der Wissenschaft, der Wirtschaft und der
Verwaltung aller drei Ebenen umfasst. Sie hat zu prüfen, wie die Abfallmenge schon in
der Produktion vermindert und wie die Abfallstoffe wiederverwendet oder sachgerecht
beseitigt werden können und wie ganz allgemein der Vergeudung von Energie und
Rohstoffen beizukommen ist. 62

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.11.1973
PETER GILG

Examinant l’initiative parlementaire de la CEATE-CE sur l’usine d’incinération des
ordures ménagères du canton du Tessin, le Conseil national et le Conseil des Etats ont
modifié la loi fédérale sur la protection des eaux. Le projet tessinois Thermoselect de
Guibiasco a ainsi reçu son autorisation. Sa construction doit toutefois débuter avant le
1er novembre 2006. Au niveau financier, le Grand Conseil tessinois a libéré la
contribution cantonale de 40 millions de francs. Celle-ci se rajoute aux 50 millions
libérés par la Confédération. 63
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